
 
Aufstellung des Bebauungsplanes „Huxburg“ 
Abwägung der Stellungnahmen aus der Offenlage gem. §§ 3 (2) u. 4 (2) BauGB 

 

Seite 1 von 39     Stand: 09.02.2021 

Stellungnahmen aus der Offenlage gem. § 3 (2) BauGB  
vom 30.11.2020 bis einschließlich 15.01.2021 
 

lf
d

. 
N

r.
 

Einwender/in 
Datum der Einwendung 

lf
d

. 
N

r.
 

 
Inhalt der Stellungnahme 

 
Abwägung (inhaltliche Auseinandersetzung) Abwägungsvorschlag 

 
1 

 
Öffentlichkeit 1 
 
11.01.2021 

 
1.1 

 
Zunächst einmal möchte ich Ihnen meinen aufrichtigen 
Respekt erweisen. Die Maßnahmen, welche in und um 
Senden augenblicklich durchgeführt werden, mit solch ei-
nem relativ kleinen Team zu bewältigen zeugt von großer 
Professionalität und Disziplin. Ich freue mich darüber, 
dass in meiner Heimatgemeinde solch kompetente Mit-
arbeiter am Werk sind! Ein großes Dankeschön!  
 
Nun aber zu dem eigentlichen Punkt meiner Email. Als 
Anwohner des Dorffeldes und vielleicht zukünftiger Be-
wohner dieses neuen Teils von Senden möchte ich mich 
ebenfalls aktiv beteiligen und vielleicht den ein oder an-
deren Denkanstoß, ja vielleicht auch nur Idee einbringen: 
  
Mobilstation  
Zu aller erst erstaunt mich der gewählte Standort. Die 
Gemeinde investierte zurecht in einen funktionalen Fahr-
radparkplatz. Dieses Funktionsgebäude bedient aktuell 
nur eine Bushaltestelle. Eine Verlagerung der Mobilsta-
tion an den nördlichen Rand des Baugebietes hätte ei-
nige Vorteile. Zum einen würde die Auslastung der Fahr-
radstation steigen, da nun auch Bewohner "von der an-
deren Seite" der Bundesstraße diese Einrichtung nutzen 
würden. Zum anderen würde so etwas wie ein Verkehrs-
knotenpunkt "Nord" entstehen. Hier bietet sich durch die 
Kreuzungslage auch weiteres Entwicklungspotenzial be-
züglich des ÖPNV (Stichwort Bürgerbus!) an. Weiterhin 
ist eine Querungshilfe in Form einer Fußgängerampel für 
solche Pendler vorhanden, welche in Richtung Münster 
weiterfahren möchten.  
Aktuell sieht die Planung eine Verortung der zugehörigen 
Parkplätze für die Mobilstation innerhalb des Wohngebie-
tes vor. Dies bedingt, bei Nutzung wie vorgesehen, einen 
erhöhten Verkehr durch das Wohngebiet durch Fahr-
zeuge, welche die zugehörigen Parkplätze erreichen 
möchten. Zu allem Überfluss führt der direkte Weg von 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Mobilstation ist im Südwesten des Plangebietes vorgese-
hen, da dort sowohl für das geplante Wohngebiet selbst als 
auch die Siedlung Mönkingheide-Langeland eine gute Erreich-
barkeit in geringer Entfernung zum Wohnstandort gegeben ist. 
Der Standort eines derartigen Angebotes ist nach allgemeinen 
Erfahrungen wesentlich für die Akzeptanz durch potenzielle 
Nutzer und damit auch für die tatsächliche Nutzung. Aus die-
sem Grund soll die Mobilstation über einen als Fuß- und Rad-
weg geplanten Auslass im Süden direkt an die Straße 
Mönkingheide angeschlossen werden. Die gewählte Verkehrs-
führung durch das Gebiet ist dabei erforderlich. Neben der oh-
nehin zusätzlichen Zufahrt der Haupterschließung von der 
B 235 ist eine weitere direkte Zufahrt von der B 235 für die Mo-
bilstation nicht möglich, sondern soll lediglich dem ÖPNV im 
Sinne einer Anfahrt der Haltestelle vorbehalten bleiben. Die 
Verkehrsführung an der Kita Huxburg vorbei wurde ebenfalls 
überprüft. Da davon auszugehen ist, dass sich der Nutzerkreis 
der Mobilstation größtenteils aus den anliegenden Wohngebie-
ten bilden wird und damit eine fußläufige Anbindung ebenso 
besteht wie eine gute Erreichbarkeit mit dem Fahrrad, ist nicht 

 
Der Anregung zur Verlegung des 
Standortes der Mobilstation wird 
nicht gefolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Aufstellung des Bebauungsplanes „Huxburg“ 
Abwägung der Stellungnahmen aus der Offenlage gem. §§ 3 (2) u. 4 (2) BauGB 

 

Seite 2 von 39     Stand: 09.02.2021 

lf
d

. 
N

r.
 

Einwender/in 
Datum der Einwendung 

lf
d

. 
N

r.
 

 
Inhalt der Stellungnahme 

 
Abwägung (inhaltliche Auseinandersetzung) Abwägungsvorschlag 

der Hauptzufahrt des Gebietes zur Mobilstation an einem 
Kindergarten vorbei. Die Hauptverkehrszeiten bei einer 
solchen Mobilstation sind natürlich morgens, ebenso wie 
die Hauptverkehrszeit des Kindergartens. Eine abge-
schwächte Situation wiederholt sich dann am Nachmit-
tag. Die Bewohner des südwestlichen Gebietes dürften 
sich über eine derartig hohe (zumindest aber tagesdurch-
gängige) Verkehrsbelastung nicht freuen. Für die Kinder-
gartenkinder aber auch Kinder der Anwohner entsteht si-
cherlich ein erhöhtes Gefährdungspotenzial. 
  
 
 
Ebenso wird der Lärmschutzwall für die Mobilstation un-
terbrochen. Gerade hier, wo es naturgemäß an- und ab-
fahrende Busse, Kleinbusse, Taxen des ÖPNV aber 
auch PKW, Krafträder und Kleinkrafträder der ÖPNV-
Nutzer gibt, ist Lärmschutz für die Bewohner doch eines 
der wichtigsten Themen. Sicherlich dürfte eine Verlegung 
hinter den Lärmschutzwall an die Straßenseite Sinn ma-
chen.   
Ich schlage daher eine Verlagerung der Mobilstation an 
den nördlichen Rand des Gebietes sowie auf die Stra-
ßenseite des Lärmschutzwalles vor. 

von einem hohen Pkw-Verkehrsaufkommen im Zusammen-
hang mit dem Betrieb der Mobilstation auszugehen. Eine Be-
einträchtigung der Verkehrssicherheit ist daher mithin nicht ab-
sehbar. 
Unabhängig von dieser Einschätzung wurde überprüft, ob eine 
direkte Anbindung der im Südwesten an der Mobilstation ge-
planten Sackgasse nach Norden an die Haupterschließung 
möglich ist. Da diese Anbindung jedoch räumlich sehr nah an 
der neu geplanten Kreuzung an der B 235 liegen würde und 
um eine mögliche Beeinträchtigung des Verkehrsablaufes an 
der Stelle auszuschließen, wurde diese Variante nicht weiter-
verfolgt. 
 
Die Unterbrechung des Lärmschutzwalles ist aus immissions-
schutzrechtlicher Sicht unproblematisch, wie die Ergebnisse 
der schalltechnischen Untersuchung belegen. Dabei kann der 
Lärmschutzwall auch durch die baulichen Anlagen der Mobil-
station ersetzt werden. Über die zeichnerischen und textlichen 
Festsetzungen wird dies entsprechend in den Bebauungsplan 
überführt und der Schallschutzanspruch der vorhandenen und 
geplanten Wohnbebauung gesichert. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
1.2 

 
Fuß und Radweg  
Im aktuellen Wohngebiet angefangen im Walskamp, 
über Dorffeld, Langeland und Mönkingheide ist, parallel 
zur Bundesstraße, eine durchgängige Fuß- und Radwe-
ganlage bis an den Rand des Baugebietes vorhanden. 
Diese Nord-Süd-Tangente wird durch die neue Zufahrt in 
nördlicher Richtung unterbrochen. Da dieser Weg von 
von vielen Kindern als sicherer Schulweg genutzt wird 
(Alternative ist der Fußweg entlang der B 235) wäre doch 
eine Weiterführung der Verbindung bis an den Huxburg-
weg (resp. Mobilstation / s.o.) sinnvoll. Hierzu ist lediglich 
die Öffnung der Verbindung von einem bis zwei Grund-
stücken von Nöten um den durchgängigen Weg anzule-
gen.  

 
 
Der angesprochene Fuß- und Radweg wird bis zur Kita 
Huxburg durch einen fahrbahnbegleitenden Grünstreifen von 
der Fahrbahn abgesetzt. Im Bereich der Kita Huxburg wird er 
als straßenbegleitender Gehweg parallel zur Fahrbahn weiter-
geführt. Die Sicherheitsbedenken können vor dem Hintergrund 
des 11,50 m breiten Querschnittes der Straßenverkehrsfläche 
zurückgewiesen werden, da dieser problemlos die Anlage ei-
nes von der Fahrbahn separierten Gehweges ermöglicht. 
Das geplante Fuß- und Radwegenetz im Baugebiet Huxburg 
greift die vorhandenen Wegeführungen auf. Der in Ost-West-
Richtung am südlichen Rand des Baugebietes verlaufende 
Fuß- und Radweg wird ebenso planerisch berücksichtigt wie 
der das Baugebiet in Nord-Süd-Richtung querende Weg. 

 
 
Der Anregung zur Umplanung der 
Fuß- und Radwegeführung wird 
nicht gefolgt.  
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Ich schlage daher vor. Die Nord-Süd-Tangente für Fuß-
gänger und Fahrradfahrer auch im neuen Gebiet in nörd-
licher Richtung weiterzuführen.  

 
1.3 

 
Verkehrswege  
Zum Schluss noch eine Bitte: Die Straßengestaltung in-
nerhalb des bestehenden Baugebietes Walskamp, Dorf-
feld, Langeland, Mönkingheide und Kralkamp verfügt 
über Rinnen, welche den Straßenverlauf ein ums andere 
Mal kreuzen. Die Rinnen hindern zum einen Kinder daran 
mit Ihren Spielzeugen störungsfrei die Straße zu bespie-
len, provozieren mitunter sogar Stürze. Weiterhin werden 
die Stoßdämpfer der PKW von Bewohnern über Gebühr 
beansprucht. Auch sind die Rinnen an vielen Stellen be-
reits beschädigt und lockere Steine bilden immer gefähr-
lichere Stolperkanten. Ich denke die Folgekosten dieser 
Gestaltung sind für beide Seiten, Bewohner und Ge-
meinde, vermeidbar.   
Insofern sollte bei der Planung des neuen Gebietes viel-
leicht von dieser Straßengestaltung abgesehen werden.   
 
Ich danke Ihnen für die Berücksichtigung meiner Eingabe 
und stehe für eventuelle Rückfragen oder Erörterungen 
gern zur Verfügung. Kontaktieren Sie mich einfach. 
Mit freundlichen Grüßen 
__________________ 

 
Die konkrete Ausgestaltung der Oberflächen der Straßenver-
kehrsflächen sind nicht Gegenstand der Bauleitplanung. Mithin 
werden die Hinweise bzgl. der Rinnen zur Kenntnis genommen 
und bei der Ausführungsplanung inhaltlich berücksichtigt. 
 

 
Kein Beschluss erforderlich.  

 
2 

 
Öffentlichkeit 2 
 
15.01.2021 

 
2.1 

 
Die Gemeinde Senden führt derzeit die Beteiligung der 
Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB im Zusammen-
hang mit der Aufstellung des Bebauungsplans 
„Huxburg“, Senden durch.  
Die Beteiligung der Öffentlichkeit findet in der Zeit vom 
30.11.2020 bis zum 15.01.2021 (einschließlich) statt und 
wurde im Amtsblatt 18/2020 vom 20.11.2020 bekannt ge-
macht.  
Die Unterlagen für die Beteiligung stehen auf der Inter-
netseite der Gemeinde Senden zur Einsicht und zum 
Download zur Verfügung.  
Als Anwohner im Baugebiet Mönkingheide Langeland 
und als Nutzer des gemeinsamen Geh- und Radwegs im 
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Zuge der B 235 bin ich von der Maßnahme u. a. hinsicht-
lich des Ausbaus der B 235 und des planbedingten Zu-
satzverkehrs betroffen. 
Im Zusammenhang mit der Aufstellung des Bebauungs-
plans „Huxburg“ erfolgten durch das Büro Uppenkamp 
und Partner als Sachverständiger für Immissionsschutz 
die Ausarbeitung nachfolgender Immissionsschutz-Gut-
achten:  
 
Verkehrslärmuntersuchung zum Baugebiet „Huxburg“ 
bzgl. der Auswirkungen der Neuverkehre auf die Be-
standsbebauung 
 Schallimmissionsprognose Nr. I05 1425 19-2 vom 10. 
 Nov. 2020 
 
Schallimmissionsprognose zum Verkehrs- und Gewerbe-
lärm (Mobilstation) innerhalb des Bebauungsplans 
„Huxburg“   
 Schallimmissionsprognose Nr. I05 0220 20-1 
 vom 25. Nov. 2020 
 
Beide Untersuchungen ersetzen einen jeweiligen Bericht 
vom 02.11.2020 sowie 30.10.2020 vollständig.  
Im Zusammenhang mit der Entwicklung des Baugebiets 
„Huxburg“ erfolgt auch der Aus-/ Umbau der B 235 mit 
Einrichtung einer neuen Einmündung sowie die Errich-
tung einer Lichtsignalanlage.  
Da mit dem Aus-/ Umbau der B 235 in die bauliche Sub-
stanz und in die Funktion der Straße als Verkehrsweg 
eingegriffen wird, liegt im Sinne der 16. BImSchV und 
den Definitionen der VLärmSchR 97 ein erheblicher bau-
licher Eingriff vor.  
Im vorliegenden Fall ist mit Anwendung der 16. BImSchV 
die wesentliche Änderung zu prüfen.  
Die Planfeststellung kann im Falle von Bundes-, Landes- 
oder Kreisstraßen durch die Bauleitplanung ersetzt wer-
den (vgl. § 17 Abs. 3 FStrG).  
Damit ergibt sich u. a., dass die Qualität sowie die Inhalte 
dieser zugehörigen Verkehrlärmsuntersuchung einer 
Planfeststellungsunterlage gleichkommen.  
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Die Schallimmissionsprognose Nr. I05 1425 19-2 vom 
10. Nov. 2020 (Uppenkamp und Partner) ist diesbezüg-
lich nicht plausibel, nicht nachvollziehbar, unvollständig, 
fehlerhaft sowie irreführend. 
 

1) 1) Die Schallimmissionsprognose benennt auf Seite 7 
weitere verwendete Unterlagen und bezieht sich auf Un-
terlagen des Büros Brilon Bondzio Weiser mit Datum 
Februar 2019 und November 2019.  
Bestandteil der Offenlage ist der Schlussbericht zur Ver-
kehrsuntersuchung zum Baugebiet Huxburg in Senden 
vom März 2020. 
 
Anmerkung: Die Verkehrslärmuntersuchung datiert vom 
10. November 2020 und hätte somit Kenntnis vom Stand 
der Verkehrsuntersuchung März 2020 haben müssen. 
 
Die aufgeführte Unterlage „Verkehrsbelastungen im Ana-
lysefall, DTV verkehrsstrombezogen“ ist in der aktuellen 
Verkehrsuntersuchung nicht enthalten. Die Angaben in 
der Verkehrslärmuntersuchung sind nicht überprüfbar, 
somit nicht nachvollziehbar.  
Des Weiteren fehlt jegliche Benennung der Bezeichnung 
der zugehörigen Anlage der Verkehrsuntersuchung wie 
z. B. Anlage B-4, Verkehrsbelastungen im Analysefall.  

 
 
 
 
 
Die verwendete Datenbasis ist die Verkehrsuntersuchung der 
Brilon Bondzio Weiser Ingenieurgesellschaft für Verkehrswe-
sen mbH vom März 2020. Die Nachvollziehbarkeit der stre-
ckenbezogenen DTV-Werte war innerhalb der Verkehrslär-
muntersuchung tatsächlich nicht gegeben, da die zu Grunde 
gelegten Verkehrsdatenblätter nicht Bestandteil des Verkehrs-
lärmgutachtens waren. Die entsprechenden Unterlagen wer-
den mit ihren korrekten Bezeichnungen im Anhang des Gut-
achtens ergänzt und damit Teil des Satzungsbeschlusses wer-
den. Im Allgemeinen werden und wurden in diesem Falle die 
zu Grunde gelegten Daten mit dem Verkehrsplanungsbüro ab-
gestimmt. Die Verkehrslärmuntersuchung fußt auf den zuvor 
abgestimmten Unterlagen des Verkehrsplanungsbüros. Eine 
Änderung der Ergebnisse ergibt sich aus der Ergänzung nicht. 

 
 
 
 
 
Den Bedenken bzgl. einer man-
gelnden Nachvollziehbarkeit der 
Verkehrslärmuntersuchung in Be-
zug auf die zugrunde gelegten 
Verkehrsdatenblätter wird gefolgt. 
Das Gutachten wurde im Anhang 
entsprechend ergänzt. 

 
2.2 

 
2) Auf Seite 9 im letzten Absatz wird auf die Notwendig-
keit einer Überprüfung mit Anwendung der 16. BImSchV 
hingewiesen. 
Damit ist zunächst der Untersuchungsbereich zu definie-
ren und somit auch der Lärmschutzbereich im Sinne der 
VLärmSchR 97 – X27.  
Diese Ermittlung fehlt in der o. a. Schallimmissionsprog-
nose gänzlich.  

 
Der Untersuchungsbereich ergibt sich aus den bereitgestellten 
Unterlagen, in denen die Teile der B 235, welche um- bzw. 
ausgebaut werden, dargestellt sind. Da eine Ertüchtigung des 
westlich der B 235 verlaufenden Lärmschutzwalles mit zusätz-
licher Lärmschutzwand bereits zu Beginn der Untersuchung 
feststand, wurde der Prozess verkürzt. Es wurde von Anfang 
an darauf abgezielt, an allen Immissionsorten entlang der bau-
lichen Maßnahmen die Immissionsgrenzwerte der 16. BIm-
SchV einzuhalten. Bedenken am methodischen Vorgehen be-
stehen insoweit nicht. 
 

 
Den Bedenken bzgl. des Fehlens 
einer Ermittlung des Untersu-
chungsbereiches wird nicht ge-
folgt. 

 
2.3 

 
3) Der Emissionspegel einer Straße berechnet sich nicht 
nach dem DTV und dem Lkw-Anteil p, sondern nach der 
maßgeblichen stündlichen Verkehrsstärke M (die sich 

 
Die Emissionspegel der berücksichtigten Straßen wurden nach 
den maßgeblichen stündlichen Verkehrsstärken zur Tages- 

 
Die Anmerkung wird zur Kenntnis 
genommen.  
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aus dem DTV ableiten lässt) und dem Lkw-Anteil p sowie 
der weiteren Korrekturwerte – Klarstellung. 

und Nachtzeit sowie den entsprechenden Lkw-Anteilen p be-
rechnet. Die DTV-Werte bilden allerdings die Grundlage für die 
Ermittlung der maßgeblichen stündlichen Verkehrsstärken. In 
den Tabellen 2 bis 10 des Gutachtens werden alle zu Grunde 
gelegten DTV-Werte sowie die daraus ermittelten maßgebli-
chen stündlichen Verkehrsstärken, Lkw-Anteile sowie Emissi-
onspegel dargestellt. 
 

 
2.4 

 
4) Im 2. Absatz unter Pkt. 4.2 wird ausgeführt, dass eine 
detaillierte Prognose der allgemeinen Verkehrsentwick-
lung ausgehend vom Analysefall des Jahres 2016 nicht 
vorlag und daher die Analyse 2016 zur Definition des 
Prognose-Nullfall 2030 mit einem Aufschlag von 10 % 
versehen wurde.  
Die entsprechende Unterlage von BBW ist nicht Bestand-
teil der Offenlage, nicht Bestandteil der Verkehrsuntersu-
chung vom März 2020 und auch anderweitig in der Ver-
kehrslärmuntersuchung nicht dokumentiert.  
Die Verkehrsuntersuchung ist daher nicht nachvollzieh-
bar und nicht prüfbar.  
Die Verkehrsuntersuchung vom März 2020 beinhaltet mit 
der Anlage B-4 die Verkehrsbelastungen im Analysefall, 
mit Anlage B-7 den Prognose-Nullfall 2030 und mit An-
lage B-12 den Prognose-Planfall P5 für das Bezugsjahr 
2030.  
Hierzu finden sich in der Verkehrslärmuntersuchung 
keine Bezüge. Demnach sind die aufgezeigten Berech-
nungsansätze nicht plausibel. 

 
Die Verkehrslärmuntersuchung muss nicht alle darin enthalte-
nen Grundlagen vollständig wiedergeben. Die Verkehrslär-
muntersuchung verweist auf S.7 (Fassung Offenlage) auf die 
Verkehrsuntersuchung zum Baugebiet Huxburg der Brilon 
Bondzio Weiser Ingenieurgesellschaft für Verkehrswesen mbH 
vom März 2020. Das Verfahren der Anhebung der Analyse-
werte um 10% wird dort auf S. 55 dargestellt. Für die Verkehrs-
lärmuntersuchung ist diese Angabe in Verbindung mit den zu-
sätzlich zur Verfügung gestellten verkehrsstrombezogenen 
Datenblättern (die im Anhang des Gutachtens ergänzt werden) 
ausreichend. 
 
Die Bezüge finden sich auf S. 7 (Fassung Offenlage) der Ver-
kehrslärmuntersuchung im Abschnitt „Weitere verwendete Un-
terlagen“. 

 
Den Bedenken bzgl. unplausibler 
Berechnungsansätze wird nicht 
gefolgt. 

 
2.5 

 
5) Auf Seite 13 der Verkehrslärmuntersuchung wird aus-
geführt:  
„Für alle Straßenabschnitte wird von einem Fahrbahnbe-
lag aus nicht geriffeltem Gussasphalt, Asphaltbeton oder 
Splittmastix ausgegangen, für den der Korrekturwert 
DStrO = 0 dB beträgt.“  
An dieser Stelle muss bereits auf einen erheblichen Man-
gel der Verkehrslärmuntersuchung vom 10. Nov. 2020 
hingewiesen werden, da im Weiteren als auch in der Zu-
sammenfassung darauf hingewiesen wird, dass mit einer 
Reduzierung der zul. Höchstgeschwindigkeit im Zuge der 

 
In der Tat ist es richtig, dass die untersuchten Straßenab-
schnitte über einen lärmmindernden Fahrbahnbelag - ein SMA 
8 S – verfügen, für welchen im Falle einer zulässigen Höchst-
geschwindigkeit von > 60 km/h ein Korrekturwert von – 2 dB(A) 
anzusetzen ist. Da dies in den zuvor erfolgten Abstimmungs-
gesprächen mit dem Landesbetrieb Straßenbau in Nordrhein-
Westfalen kein Erörterungspunkt war, wurde fälschlicherweise 
davon ausgegangen, dass eine lärmmindernde Fahrbahnde-
cke nicht zu berücksichtigen sei. Dieser fehlerhafte Aspekt 
wurde in der Anpassung des Verkehrslärmgutachtens richtig-
gestellt. 

 
Den Bedenken bzgl. der fehlen-
den Beachtung des lärmmindern-
den Fahrbahnbelages der B 235 
wird gefolgt. Das Gutachten 
wurde entsprechend angepasst. 
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B 235 eine „Absenkung der Beurteilungspegel fast aus-
nahmslos an allen Immissionsorten zwischen 2 dB(A) 
und 3 dB(A) betragen wird.“ (s. hierzu auch die Begrün-
dung zum Bebauungsplan) 
Mit welcher Begründung wird in der Verkehrslärmunter-
suchung von einem Fahrbahnbelag „ausgegangen“ und 
nicht recherchiert?  
Ein Blick in die Online Auskunft der Straßeninformations-
bank Nordrhein-Westfalen (www.nwsib-online.nrw.de), 
die u. a. eindeutige Angaben zum Fahrbahnbelag der B 
235 beinhaltet. 
Die Einsicht in das Profil des Straßenquerschnitts zeigt 
auf, dass mit Datum vom 17.11.2009 ein SMA 8 S einge-
baut wurde.  
Das Mischgut SMA 8 S für höher belastete Straßen, ist 
Bestandteil der technischen Regelwerke und erfüllt die 
Anforderungen an einen lärmmindernden Fahrbahnbelag 
mit dem Korrekturwert DStrO – 2 dB(A).  
Mit einer Anwendung der RLS-90 ist bei einer zul. 
Höchstgeschwindigkeit > 60 km/h der Korrekturwert DStrO 
– 2 dB(A) in Ansatz zu bringen. Da für die B 235 im jetzi-
gen Ausbauzustand eine zul. Höchstgeschwindigkeit von 
70 km/h ausgeschildert ist, geht auch DStrO mit – 2 dB(A) 
in die Berechnungen ein.  
Damit ist die Variantenuntersuchung und Diskussion so-
wie die Begründung zum Bebauungsplan hinsichtlich der 
Wirkung einer Reduzierung der zulässigen Höchstge-
schwindigkeit im Zuge der B 235 von 70 km/h auf 50 km/h 
hinfällig, sogar irreführend.  
Zudem definiert die Verkehrslärmuntersuchung vom 10. 
Nov. 2020 die Reduzierung der Höchstgeschwindigkeit 
als „aktive Lärmschutzmaßnahme“ was nicht den Defini-
tionen des BImSchG, der 16. BImSchV oder der VLärm-
SchR 97 entspricht, somit irreführend ist und für die vor-
liegende Situation eine falsche Aussage ergibt. 
Eine Reduzierung der zul. Höchstgeschwindigkeit ist 
eine Verkehrsrechtliche Maßnahme, die ohnehin durch 
den Bebauungsplan weder festgelegt noch gesteuert 
werden kann. 

Aus dieser Anpassung ergibt sich keine Änderung an dem Im-
missionsorten für die Zielvariante (Prognose-Planfall 2030, Va-
riante 3), da der Korrekturwert für einen SMA 8 S-Belag erst ab 
einer Geschwindigkeit von > 60 km/h anzuwenden ist und die 
maximal zulässige Geschwindigkeit für die Zielvariante auf 50 
km/h begrenzt sein wird. Zwischen den Immissionsorten des 
Planfalls Null sowie der Zielvariante ergeben sich aufgrund der 
dargestellten Gegebenheiten entsprechende Änderungen. 
Aufgrund der künftigen Begrenzung der Höchstgeschwindig-
keit auf maximal 50 km/h ist der Korrekturfaktor für den Stra-
ßenbelag in der Zielvariante nicht anzuwenden und die Be-
rechnungsergebnisse somit weiterhin korrekt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es ist korrekt, dass die zuvor genannten Regelwerke des BIm-
SchG, der 16. BImSchV oder der VLärmSchR 97 eine Redu-
zierung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit nicht ausdrück-
lich als „aktive Lärmschutzmaßnahme“ definieren. Es werden 
jedoch im Allgemeinen Maßnahmen, die an der Quelle anset-
zen als aktive Lärmminderungsmaßnahmen bezeichnet und 
Maßnahmen, die an den schutzbedürftigen Nutzungen greifen, 
als passive Lärmminderungsmaßnahmen bezeichnet. Da die 
verkehrsrechtliche Maßnahme der geminderten zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit an der Emissionsquelle ansetzt, wurde 
sie im Sinne der allgemein üblichen Unterscheidung zwischen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anmerkung wird zur Kenntnis 
genommen. Das Gutachten 
wurde entsprechend klarstellend 
angepasst. 
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aktiven und passiven Maßnahmen als „aktive Lärmschutzmaß-
nahme“ bezeichnet. Im überarbeiteten Gutachten wird diese 
Maßnahme als verkehrsrechtliche Maßnahme aufgeführt. 
Der Berücksichtigung der künftigen Reduzierung der Höchst-
geschwindigkeit auf der Bundesstraße steht nicht entgegen, 
dass diese nicht zum Inhalt des Bebauungsplans gemacht wer-
den kann. Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-
gerichts dürfen straßenbauliche und verkehrslenkende Maß-
nahmen, mit denen sich Verkehrslärm reduzieren lässt, da sie 
nicht Gegenstand von Festsetzungen nach § 9 (1) BauGB sein 
können, in der Abwägung im Bebauungsplanverfahren einem 
späteren Verwaltungsverfahren vorbehalten bleiben, wenn 
dessen Durchführung gesichert oder wenigstens wahrschein-
lich ist (BVerwG, 13.07.2017 – 4 BN 10.17 -, juris Rn. 19; OVG 
NRW, Urteil vom 29.04.2019 – 10 D 8/17.NE -, juris Rn. 85). 
Davon ist hier auszugehen. Der Kreis Coesfeld sowie die 
Kreispolizeidirektion Coesfeld wurden im Rahmen der Offen-
lage beteiligt. Beide Behörden haben der geplanten Reduzie-
rung der Geschwindigkeit auf 50 km/h nicht widersprochen. 
Zudem wurde der Sachverhalt im Vorfeld mit der zuständigen 
Anordnungsbehörde beim Kreis Coesfeld abgestimmt. 
 

 
2.6 

 
6) In Abbildung 3 wird die Verkehrsführung dargestellt 
und damit bildlich auf die in den Tabellen 2 bis 10 aufge-
zeigten Fahrbeziehungen eingegangen.  
Es wird allerdings nicht erläutert, warum von der Vorgabe 
der RLS-90 abgewichen wird, dass zur Berechnung des 
Mittelungspegels von einer mehrstreifigen Straße je eine 
Schallquelle in 0,5 m Höhe über den Mitten der beiden 
äußeren Fahrstreifen angenommen wird.  
Für die angenommene Aufteilung des DTV in den jewei-
ligen Fahrstreifen liegt im Rahmen der Offenlage kein 
Nachweis vor.  
Die Verkehrslärmuntersuchung ist nicht überprüfbar und 
damit nicht plausibel. 

 
Vom Vorgehen der RLS-90 wurde in Abstimmung mit dem Lan-
desbetrieb Straßenbau NRW abgewichen, um eine höhere Ge-
nauigkeit der Untersuchung zu erlangen. Die Richtlinie der 
RLS-90 ist keine zwingend verpflichtende Arbeitsgrundlage, 
sondern dient lediglich der Vereinheitlichung der bundesweiten 
Verkehrslärmuntersuchungen. 
 

 
Den Bedenken bzgl. einer fehlen-
den Überprüfbarkeit der Ver-
kehrslärmuntersuchung wird nicht 
gefolgt. 

 
2.7 

 
7) In Tabelle 2 und ff. finden sich zunächst nicht belegte 
DTV-Werte.  
 
 

 
Die Datenblätter, welche als Grundlage der Ermittlung der 
DTV-Werte der einzelnen Straßenabschnitte dienen, werden 
im Anhang des Gutachtens ergänzt. Eine Änderung der Ergeb-
nisse ergibt sich aus dieser Ergänzung nicht. 

 
Die Anmerkung ist zutreffend. 
Das betroffene Gutachten wurde 
entsprechend ergänzt. 
 

https://www.juris.de/r3/document/BJNR003410960BJNE004617116/format/xsl/part/S?oi=43dkDddFEg&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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Zur Ermittlung der maßgebenden stündlichen Verkehrs-
stärke M sowie des maßgebenden Lkw-Anteils p finden 
sich keine Erläuterungen inwieweit diese aus der Ver-
kehrsuntersuchung in die Verkehrslärmuntersuchung 
transformiert wurden.  
Da, wie in der Verkehrslärmuntersuchung ausgeführt, 
vom DTV ausgegangen und des Weiteren nach den 
RLS-90 gerechnet wurde, dürfte zumindest hinsichtlich 
der maßgebenden stündlichen Verkehrsstärke M die Ta-
belle 3 der RLS-90 zur Anwendung gekommen sein. 
Hierzu fehlt leider eine konkretisierende Aussage.  
Beispielhaft ergibt sich in Bezug auf Tabelle 2 und dem 
Abschnitt 101-1 mit Anwendung der Tabelle 3 bei einem 
DTV von 7.952 Kfz/24h eine stündliche Verkehrsstärke 
M von   
 478 Kfz/h tags  88 Kfz/h nachts 
 
und damit geringfügig mehr als die in der Verkehrsunter-
suchung in Tabelle 2 für den Abschnitt 101-1 dokumen-
tierte stündliche Verkehrsstärke M von 
 
 457 Kfz/h tags  80 Kfz/h nachts 
 
Aus dem scheinbar fehlerhaften Ansatz der maßgeben-
den stündlichen Verkehrsstärke M ergibt sich bereits ein 
rechnerischer Fehler im Emissionspegel, d. h. eine Erhö-
hung von 
 0,2 dB(A) tags  0,4 dB(A) nachts. 
 
Im Weiteren ist der maßgebende Lkw-Anteil p nicht be-
legt.  
Für die Fahrtrichtung Nord wird ein Lkw-Anteil von 4,6 % 
tags bzw. 5,7 % nachts angegeben, für die Fahrtrichtung 
Süd 4,6 % tags bzw. 5,8 % nachts.  
Auf Seite 12 der Verkehrslärmuntersuchung wird ausge-
führt, dass die prozentualen Anteile des Schwerverkehrs 
für die einzelnen Streckenabschnitte und Fahrbahnen 
ebenfalls auf Grundlage der vorgenannten Verkehrsun-
tersuchung ermittelt wurden.  

 
Die Abweichung der maßgebenden stündlichen Verkehrsstär-
ken zu den dargestellten DTV-Werten ergibt sich aus einem 
redaktionellen Fehler. Statt wie im Gutachten dargestellt mit 
dem Berechnungsverfahren der RLS-90, wurde die Umrech-
nung der DTV-Werte zu den maßgebenden stündlichen Ver-
kehrsstärken und Lkw-Anteilen nach den Berechnungsvor-
schriften für Regionalzählstellen gemäß BaSt Heft V 234 der 
Bundesanstalt für Straßenwesen ermittelt. Die Berechnungs-
methode der BaSt wurde gewählt, da mit den vorliegenden Da-
ten der täglichen Lkw-Fahrbewegungen auf den einzelnen 
Streckenabschnitten eine genauere Ermittlung der Lkw-Anteile 
zur Tages- und Nachtzeit erfolgen konnte als dies nach den 
Vorgaben der RLS-90 möglich ist. Die entsprechenden Um-
rechnungsfaktoren und –methoden werden im Gutachten be-
richtigt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Lkw-Verkehre des vorliegenden Gutachtens beziehen sich 
auf die Angaben der Verkehrsuntersuchung, welche ein zuläs-
siges Ges.-Gewicht von > 3,5 t berücksichtigt. Die Daten zum 
Schwerverkehr werden neu berechnet und das Gutachten ent-
sprechend angepasst. Es ergeben sich hierdurch Änderungen 
an einigen Immissionsorten. Die stärkste Zunahme im Ver-
gleich der Prognose-Planfälle 2030 Varianten 3 liegt aufgrund 
der genannten Anpassung bei +0,5 dB(A) im Nachtzeitraum. 
Vor dem Hintergrund der Rundungssystematik der 16. BIm-
SchV wird die relevante Grenze einer Zunahme von + 3 dB(A) 

 
Die Anmerkung ist zutreffend. 
Das betroffene Gutachten wurde 
entsprechend angepasst. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Den Bedenken bzgl. des rechne-
rischen Ansatzes des Lkw-Antei-
les wird gefolgt. Die Verkehrslär-
muntersuchung wurde entspre-
chend angepasst. 
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Die Verkehrsuntersuchung vom März 2020 dokumentiert 
in der Anlage B-4, Anlage B-6 und Anlage B-12 Verkehrs-
mengen als SV/24h und somit keine prozentualen Anteile 
des Schwerverkehrs. 
Des Weiteren ist zu berücksichtigen, dass mit der Ver-
kehrsuntersuchung der SV als Kfz mit einem zul. Ges.-
Gewicht > 3,5 to dokumentiert ist. 
Die RLS-90 berücksichtigen mit dem Lkw-Anteil p Kfz mit 
einem zul. Ges.-Gewicht > 2,8 to.  
Demnach ist eine weitere Umrechnung des SV-Anteils 
aus der Verkehrsuntersuchung erforderlich, der an keiner 
Stelle der Verkehrsuntersuchung oder der Verkehrslär-
muntersuchung erfolgt ist. Damit ist die Verkehrslärmun-
tersuchung auch an dieser Stelle nicht plausibel, nicht 
nachvollziehbar und muss als fehlerhaft benannt werden.  
Würden nur die Lkw-Anteile der amtlichen Straßenver-
kehrszählung 2015 zugrunde gelegt, ergibt sich eine wei-
tere Erhöhung des Emissionspegels um 0,2 dB(A), so 
dass sich bereits im Beurteilungszeitraum Nacht ein um 
mind. 0,6 dB(A) höherer Beurteilungspegel einstellen 
wird. Es ist davon auszugehen, dass diese Erhöhung 
noch größer ausfallen wird, da der maßgebende Lkw-An-
teil p auf Basis der aktuellen Verkehrsuntersuchung zu 
ermitteln ist.  
Aufgrund der fehlerhaften Ermittlung der maßgebenden 
stündlichen Verkehrsstärke M, des maß-geblichen Lkw-
Anteils p sowie des unberücksichtigten lärmmindernden 
Fahrbahnbelags SMA 8 S mit DStrO – 2 dB(A) sind nahezu 
alle in den Tabellen 2-10 aufgeführten Emissionspegel 
fehlerhaft sowie die damit ermittelten Beurteilungspegel 
und daraus abgeleiteten Schlussfolgerungen falsch. 

an keinem Immissionsort erreicht. Zur besseren Nachvollzieh-
barkeit wurde in dem angepassten Gutachten im Anhang eine 
tabellarische Gegenüberstellung der bisherigen und neuen Im-
missionspunkte beigefügt. Die im Rahmen des Bebauungspla-
nes festgesetzte Höhe des Lärmschutzwalles ist aus lärmtech-
nischer Sicht weiterhin ausreichend. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
2.8 

 
8) Die Abbildungen 4 und 5 mit Darstellung der Zu-
schlagskreise sind irreführend, da hier nur der Einwir-
kungsbereich für den IP 11 dargestellt wird. 

 
Dies ist nicht korrekt. In den genannten Abbildungen sind auch 
die Immissionspunkte IP01a+b, IP02 sowie IP12 enthalten. 
 

 
Den Bedenken wird nicht gefolgt. 
 

 
2.9 

 
9) Die Abbildungen 7, 8 und 9 der Verkehrslärmuntersu-
chung beinhalten Angaben zum aktiven Lärm-schutz im 
Prognose-Nullfall 2030 und dem Prognose-Planfall 2030, 
Variante 1 und Variante 3.  
Die Bezeichnung GOK ist an keiner Stelle erläutert.  

 
Die Bezeichnung „Geländeoberkante“ wird auf S. 24 des Gut-
achtens ebenso erwähnt wie der Höhenbezugspunkt des 
Lärmschutzwalles, welcher sich auf den westlichen Fahrbahn-
rand der B 235 bezieht. Zusammen mit den Abbildungen 7 bis 

 
Der Anmerkung wird zur Klarstel-
lung gefolgt. Das Gutachten 
wurde entsprechend angepasst.  
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Davon ausgehend, dass es sich um die “Geländeober-
kante“ handeln könnte, stellt sich bei den Lärmschutzwäl-
len die Frage, ob der Bezug anliegerseitig oder straßen-
seitig zu sehen ist.  
Des Weiteren stellt eine GOK keinen eindeutigen (be-
stimmenden) Höhenbezug her, wie dieser z. B. mit Fest-
setzungen im Bebauungsplan gefordert wird. 
Fachlich korrekt wäre, da es ja um den Schutz gegenüber 
dem Verkehrslärm der B 235 geht, den Höhenbezug auf 
die Gradiente der B 235 oder den jeweiligen Fahrbahn-
rand abzustellen. Dieser ist aus dem Straßenentwurf ein-
deutig abzuleiten. 
 

11 kann darauf geschlossen werden, dass es sich bei der Ab-
kürzung „GOK“ um die Geländeoberkante handelt. Für die bes-
sere Nachvollziehbarkeit wird die Abkürzung „GOK“ im überar-
beiteten Gutachten vor der ersten Erwähnung voll ausge-
schrieben. In der Planzeichnung ist der Höhenbezug bereits 
unter C 10 gegeben. Eine Änderung der Ergebnisse ergibt sich 
aus der Ergänzung nicht. 
 

 
2.10 

 
10) Die Abtreppung der Lärmschutzwand auf dem Lärm-
schutzwall gemäß den Abbildungen 10 und 11 ist bei ei-
ner Höhe von 2 m sowohl schalltechnisch als auch aus 
Gründen der Sicherheit unsinnig.  
Bereits die RLS-90 führen aus, dass Höhen unter 2,0 m 
nicht sinnvoll sind und des Weiteren wird empfohlen, das 
Ende einer Lärmschutzwand auf eine Höhe von 1,0 m 
abzusenken.  
Mit der Abstufung einer Lärmschutzwand auf eine Höhe 
von 0,5 m bietet sich eine für Kinder und Jugendliche op-
timierte Möglichkeit über diese zur Verfügung gestellte 
„Treppenanlage“ auf die Lärmschutzwand zu klettern - 
Unfallgefahr.  
Aktuelle Entwürfe des Landesbetrieb Straßenbau NRW 
sehen derartige Abtreppungen auch bei Wandhöhen von 
2,0 m nicht mehr vor. Teilweise enden entsprechende 
Lärmschutzwände auch schon bei 3,0 m Höhe, um ein 
Besteigen der Lärmschutzwände von vornherein zu un-
terbinden. 

 
Die Abtreppung der Lärmschutzwand auf dem Lärmschutzwall 
westlich der B235 war keine Vorgabe des Verkehrslärmgutach-
tens, sondern wurde mit in das Gutachten aufgenommen, um 
die Planungen an dieser Stelle konkreter darstellen und aus 
lärmtechnischer Sicht prüfen zu können. Die Lärmschutzwand 
ist auch ohne Abtreppung wirksam. 
Die Abtreppung wird unter Berücksichtigung der Belange der 
Unfallverhütung und des Lärmschutzes hergestellt.  
 

 
Die Anmerkung wird zur Kenntnis 
genommen. 

 
2.11 

 
11) Die Abbildung 12 zeigt die im Rahmen der Verkehrs-
untersuchung betrachteten Immissionsorte.  
Da wie bereits ausgeführt, der Bebauungsplan im vorlie-
genden Fall die Planfeststellung ersetzt, besteht hier die 
Verpflichtung für alle bauliche Anlagen im Einwirkungs-
bereich der Aus-/ Umbaustrecke der B 235 den Nachweis 
zu führen, dass kein Anspruch dem Grunde nach auf 

 
Formell ist dieser Einwand korrekt. Die Auswahl der betrachte-
ten Immissionsorte war das Resultat der logischen Ableitung, 
dass ein weiter von einer Lärmquelle entfernter Immissionsort 
einer geringen Lärmbelastung ausgesetzt ist, als ein näher an 
der Lärmquelle liegender Immissionsort. Die Ermittlung und 
Darstellung der Beurteilungspegel an den übrigen Immission-
sorten entlang der B 235 wurde im überarbeiteten Gutachten 

 
Den Bedenken bzgl. fehlender 
Berechnungsergebnisse für rele-
vante Immissionsorte wird ge-
folgt. Das Gutachten wurde ent-
sprechend ergänzt.   
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Durchführung von Lärmschutzmaßnahmen (aktiv und/o-
der passiv) besteht.  
Dies ist hier nicht erfolgt. Die überprüften baulichen An-
lagen sind unvollständig.  
Des Weiteren fehlt in der schalltechnischen Untersu-
chung eine tabellarische Dokumentation entsprechend 
der RE-2012 bzw. in Anlehnung an Bild 22 der RLS-90 
die eine Plausibilitätsprüfung durch Angabe von u. a. Ab-
stand und Höhenunterschied zwischen Immissionsort 
und Emissionsort ermöglicht.  
Die in Tabelle 12 dokumentierten Beurteilungspegel sind, 
abgesehen vom ohnehin fehlerhaften Emissionspegel, 
nicht prüfbar. 

dennoch ergänzt. Den ergänzten Inhalten der Verkehrslärmun-
tersuchung ist zu entnehmen, dass auch an den anderen (und 
bislang nicht mit Daten belegten) Immissionsorten kein An-
spruch auf Durchführung weitergehender Lärmschutzmaßnah-
men besteht.  
Das verwendete Berechnungsprogramm berechnet intern die 
Abstände und Höhenunterschiede zwischen Immissionsort 
und Emissionsort, gibt diese allerdings nicht tabellarisch her-
aus. Die Höhen der Immissionsorte über der Geländeoberflä-
che sind im Anhang C des Gutachtens dargestellt. 
 

 
2.12 

 
12) Die Tabelle 13 beinhaltet einen Vergleich der Beur-
teilungspegel des Prognose-Nullfalls 2030 mit dem Prog-
nose-Planfall 2030 – Variante 2 (mit Reduzierung der zu-
lässigen Höchstgeschwindigkeit der B 235 auf 50 km/h).  
Hiermit wird eine Verbesserung der Immissionssituation 
vorgetäuscht, die es rechnerisch mit der angewandten 
RLS-90 nicht gibt, da im Prognose-Nullfall 2030 der tat-
sächlich vorhandene Fahrbahnbelag mit dem Korrektur-
wert DStrO – 2 dB(A) nicht berücksichtigt wurde.  
Die dargestellten Ergebnisse sind damit falsch und wur-
den zudem noch in die Zusammenfassung der Verkehrs-
lärmuntersuchung (Nr. I05 1425 19-2) als auch in die Be-
gründung zum Bebauungsplan „Huxburg“ als Lärm-
schutzmaßnahme und planerische Bewältigung der Im-
missionssituation irreführend dargestellt.  
Tatsächlich ergeben sich Absenkungen der Beurtei-
lungspegel. Diese betragen aber nicht zwischen 2 dB(A) 
und 3 dB(A), sondern zwischen 0,2 dB(A) und 0,4 dB(A), 
d. h. diese liegen deutlich unterhalb der Hörbarkeits-
schwelle. 
 

 
Die aktualisierten Ergebnisse der Verkehrslärmberechnung 
wurden in das Gutachten neu eingearbeitet. Es ergeben sich 
mit den berücksichtigten höheren Lkw-Anteilen sowohl Beur-
teilungspegel, die im Prognose-Planfall 2030 Variante 3 um bis 
zu 5,4 dB(A) niedriger liegen als im Prognose-Nullfall 2030, als 
auch Beurteilungspegel, die im Prognose-Planfall 2030 Vari-
ante 3 um bis zu 1,3 dB(A) höher liegen als im Prognose-Null-
fall 2030. Zur besseren Nachvollziehbarkeit wurde in dem an-
gepassten Gutachten im Anhang eine tabellarische Gegen-
überstellung der bisherigen und neuen Immissionspunkte bei-
gefügt. Eine Ergebnisrelevanz ergibt sich hieraus nicht. Die Be-
gründung wurde entsprechend angepasst. 

 
Die Anmerkung ist zutreffend, das 
betroffene Gutachten und die Be-
gründung wurden entsprechend 
angepasst. 
 

 
2.13 

 
13) Da bereits mehrfach ausgeführt wurde, dass bereits 
die Emissionspegel fehlerhaft ermittelt wurden, erübrigt 
sich jeder weitere Einwand zu den Ergebnissen der zu-
sätzlichen Planvarianten, da diese Ergebnisse auf im An-
satz gemachte Fehler aufbauen. 

 
Die betreffenden Gutachten wurden so angepasst, dass alle 
auf den korrigierten Ergebnissen aufbauenden Tabellen und 
Abbildungen, falls notwendig, überarbeitet wurden. Eine Er-

 
Der Anregung wird teilweise ge-
folgt, die betroffenen Gutachten 
sowie die Lärmfestsetzung wur-
den redaktionell angepasst. 
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gebnisrelevanz ergibt sich hieraus grundsätzlich nicht, aller-
dings ergibt sich eine geringfügige Veränderung der Isophonen 
/Lärmpegelbereiche innerhalb des Plangebietes. 

 
2.14 

 
14) Das Immissionsschutz-Gutachten Nr. I05 1425 19-2 
vom 10. November 2020 behandelt die Auswirkungen 
der Neuverkehre auf die Bestandsbebauung, also die 
planbedingte Einspeisung zusätzlichen Verkehrs in vor-
handene Straßen bei der Ausweisung neuer Baugebiete, 
die an vorhandene Straßen angebunden werden und so-
mit abwägungsrelevant ist.  
Die Verkehrslärmuntersuchung dokumentiert mit der An-
lage B-6 den Prognose-Nullfall 2030 und mit der Anlage 
B-12 den Prognose-Planfall P5 2030.  
Demnach erhöht sich der DTV im Zuge der L 844 durch 
den planbedingten Zusatzverkehr um 2.200 von 5.500 
Kfz/24h auf 7.700 Kfz/24h und der SV Anteil um 60 von 
320 auf 380 SV/24h. 
Zu dieser Wirkung des planbedingten Zusatzverkehrs in 
den Baugebieten Siebenstücken und Hagenkamp bein-
haltet die o. a. Verkehrslärmuntersuchung keinerlei Aus-
sagen, obwohl diese abwägungsrelevant sein kann.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Im Zusammenhang mit der Erhöhung der DTV auf der L 844 
um 2.200 von 5.500 Kfz/24h auf 7.700 Kfz/24h und der prog-
nostizierten Steigerung des Schwerverkehrs wurde weder am 
Immissionsort IP01a noch an den Wohnnutzungen im weiteren 
Verlauf des Nahbereiches der L 844 westlich im Bereich des 
Wohngebietes Siebenstücken eine relevante Erhöhung der 
Beurteilungspegel um mindestens 3 dB(A) festgestellt. In west-
licher Richtung nimmt der Einfluss der B 235 und somit der Be-
urteilungspegel ab. Der Nachweis hierfür wurde im aktualisier-
ten Gutachten und der Begründung dargestellt. 
Die Orientierungswerte der DIN 18005 für allgemeine Wohn-
gebiete (55 dB(A) tags, 45 dB(A) nachts) werden in dem Bau-
gebiet „Siebenstücken“ für den Prognose-Nullfall 2030 sowohl 
tags als auch nachts an den straßenseitigen Fassaden bereits 
ohne den Verkehr aus dem Plangebiet bei 70 km/h überschrit-
ten. Der Immissionsgrenzwert der 16. BImSchV für reine als 
auch allgemeine Wohngebiete (59 dB(A) tags, 49 dB(A) 
nachts) wird ebenfalls bereits ohne zusätzliche Verkehre aus 
dem Plangebiet teilweise deutlich überschritten. 
Gutachterlich wurde die Lärmzunahme der Mehrverkehre aus 
der Planung für die Gebäude entlang der B 235 die Planfälle 
Variante 1 und 2, also jeweils bei 70 km/h und bei 50 km/h, 
geprüft. Ergebnis ist, dass die Beurteilungspegel an vielen 
maßgeblichen Immissionsorten durch die planbedingte Redu-
zierung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit auf der B 235 
im Vergleich zum Planfall ohne Geschwindigkeitsreduzierung 
deutlich gemindert werden. Es ergibt sich eine Verbesserung 
im Vergleich zwischen Planfall 2030 Variante 1 (70 km/h) und 
Variante 2 (50 km/h) an allen maßgeblichen Immissionsorten 
entlang der B 235. Somit wird der Verkehrslärm mit Bezug zur 
Bebauung entlang der L 844 gemindert. 
Erhöhungen der Lärmbelastung unterhalb von 3 dB(A)  und un-
terhalb der Wahrnehmbarkeitsschwelle sind grundsätzlich 
auch im Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen. Die Wahr-
nehmbarkeitsschwelle beginnt nach der obergerichtlichen 
Rechtsprechung bezogen auf einen rechnerisch ermittelten 

 
Der Anmerkung wird gefolgt. Das 
betroffene Gutachten und die Be-
gründung wurden entsprechend 
angepasst. 
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Schallpegel bei Pegelunterschieden von 1-2 dB(A). Im vorlie-
genden Fall ergeben sich an den maßgeblichen Immissionsor-
ten (entlang der L 844 in „Siebenstücken“) im Vergleich zwi-
schen dem Prognose-Nullfall 2030 und der Zielvariante, Prog-
nose-Planfall Variante 3, Pegeländerungen von maximal 1,0 
dB(A) am Tag und 0,7 dB(A) in der Nacht. Die Prüfung, Be-
rücksichtigung und Abwägung der konkreten Verhältnisse so-
wie der Planungs- und Entwicklungsziele führt zu keiner Ände-
rung der Planungsgrundlagen und -ergebnisse. 
Die Lage der Bestandsbebauung unmittelbar an der Bundes- 
bzw. Landesstraße bedingt bereits im Bestand mit und ohne 
Geschwindigkeitsbegrenzung, unabhängig von der Planung, 
über den Orientierungswerten befindliche Lärmbelastungen. 
Eine Ausweisung von Plangebieten an anderer Stelle im Orts-
teil Senden würde aufgrund der Lage der bestehenden Bebau-
ung an der übergeordneten Straße (B 235 bzw. L 844) eben-
falls zu planbedingten Erhöhungen des Verkehrslärms in vo-
raussichtlich gleicher Höhe führen. 
Aus diesem Ergebnis ist darüber hinaus abzuleiten, dass in 
dem weiter in westlicher Richtung liegendem Wohnbaugebiet 
„Hagenkamp“ der Beurteilungspegel analog aufgrund der Zu-
satzverkehre ansteigt. Da in diesem Abschnitt die gleiche Ge-
schwindigkeitsbegrenzung von max. 70 km/h gilt, kann der Be-
urteilungspegel konservativ betrachtet maximal den Werten für 
den Bereich Siebenstücken entsprechen. Da die weiter west-
lich liegende Siedlung „Hagenkamp“ noch geringer von der B 
235 beeinflusst wird als das Baugebiet „Siebenstücken, ist im 
Vergleich von einem geringeren Lärmpegel auszugehen. 
Ferner liegen die prognostizierten Beurteilungspegel in allen 
untersuchten Fällen (inklusive der Mehrverkehre aus dem 
Plangebiet) tags und nachts an allen relevanten Immissionsor-
ten deutlich unterhalb der sogenannten Schwelle der Gesund-
heitsgefährdung von 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts.  
Wie in der Begründung des Bebauungsplans bereits dargelegt, 
besteht in Senden auch weiterhin Bedarf an neuen Wohnbau-
flächen. Anderweitige Flächen in der Größenordnung für u. a. 
verdichteten Wohnungsbau sind nach aktuellem Sach- und 
Kenntnistand im Ortsteil Senden nicht verfügbar.  
Unter Berücksichtigung der o. g. die Planung rechtfertigenden 
städtebaulichen Gründe ist im Ergebnis aufgrund  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Abwägung kommt zum Er-
gebnis, dass auch unter Berück-
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Des Weiteren fehlen Aussagen zu einem Planfall, mit 
dem ein Verkehrsfluss über die Straße „Mönkingheide“ 
berücksichtigt wird, der sich u.a. auch im weiteren Verlauf 
über den „Walskamp“ (Planstraße C) abwickeln kann, 
wie dies bereits schon aus dem Musikerviertel heraus er-
folgt, obwohl für dieses Viertel eine eigene Anbindung an 
die Amelsbürener Straße besteht. 
Für den östlichen Bereich Siebenstücken ist selbstver-
ständlich die worst case Betrachtung mit einem DTV als 
planbedingter Zusatzverkehr von 5.500 Kfz/24h ent-
scheidend, dies unterstellt aber auch keinerlei Verkehr im 
Baugebiet Mönkingheide / Langeland, was faktisch nicht 
sein wird. 

- der bereits vorhandenen Überschreitungen sowohl der 
Orientierungswerte der DIN 18005, als auch der Immissi-
onsgrenzwert der 16. BImSchV, 

- der selbst ohne Geschwindigkeitsreduzierung lediglich 
geringfügigen Erhöhungen deutlich unterhalb der 
Schwelle zur Gesundheitsgefahr, 

- der Pegelminderungen infolge der geplanten Geschwin-
digkeitsreduzierung sowie 

- unter Berücksichtigung der Lage der Bestandsbebauung 
an der übergeordneten Straße 

eine entsprechende planbedingte Erhöhung des Verkehrs-
lärms an den maßgeblichen Immissionsorten gerechtfertigt 
und hinnehmbar. 
 
Bereits in dem städtebaulichen Entwurf (Gestaltungsplan) lässt 
sich erkennen, dass die im Nahbereich der Haupterschließung 
Huxburg in südlicher Richtung verlaufende Straße in dem 
Querschnitt geringer als die Haupterschließung in Huxburg an-
gedacht und somit untergeordnet geplant ist. Auch in dem Be-
bauungsplan wurde dieses Prinzip übernommen, d. h. die fest-
gesetzte Verkehrsfläche im Bereich der „KITA Huxburg“, in der 
Planzeichnung mit „Mönkingheide“ bezeichnet, ist gegenüber 
der Haupterschließung aufgrund des geringeren Querschnitts 
untergeordnet. Die Linienführung dieses Verkehrsweges in 
Kombination mit dem verkehrsberuhigten Ausbau im südlichen 
von Huxburg gelegenen Bestand „Mönkingheide“ sorgt dafür, 
dass diese Verbindung in das Bestandsgebiet „Mönkingheide“ 
bzw. „Walskamp“ aus verkehrstechnischer Sicht für den PKW-
Verkehr verkehrshemmend ist. In der Verkehrsuntersuchung 
wurde dieser Aspekt bereits berücksichtigt: „Das Verkehrsauf-
kommen des an- und abreisenden Verkehrs des Wohngebiets 
„Mönkingheide / Kralkamp“ über die geplante Anbindung an die 
B 235 gleicht sich mit dem Verkehrsaufkommen des an- und 
abreisenden Verkehrs des Bauvorhabens Huxburg über die 
Straße Langeland an die B 235 aus.“ Insofern ergeben sich für 
die Beurteilung keine neuen oder anderen Erkenntnisse, die 
planungsrelevant wären. 

sichtigung der geprüften Auswir-
kungen von einer verträglichen 
Bauleitplanung und Verkehrs-/Im-
missionslage auszugehen ist, 
welche die geplante wohnbauli-
che Entwicklung rechtfertigt und 
nicht behindert; die Planung wird 
ohne wesentlichen Änderungsbe-
darf beibehalten. 
 
 
 
 
 
Den Bedenken wird nicht gefolgt. 

 
2.15 

 
15) Zum Bebauungsplan „Huxburg“ und den darin aufge-
nommenen Festsetzungen gestatten Sie mir noch nach-
folgende Anmerkungen, Anregungen und Hinweise.  
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Aktiver Lärmschutz  
Für die mit |1| gekennzeichnete Fläche wird die Abtrep-
pung der Lärmschutzwand festgesetzt, auf deren Un-
stimmigkeit wir bereits mit Verweis auf die RLS-90 hinge-
wiesen haben.  
Zur Lärmschutzwand fehlen sämtliche Definitionen zur 
Eigenschaft, entsprechend der ZTV-LSW 2006 zum 
Schalldämm-Maß sowie zur Absorptionseigenschaft.  
Die Verkehrslärmuntersuchung vom 10. Nov. 2020 bein-
haltet die Aussagen auf Seite 25 das „für alle zuvor dar-
gestellten Lärmschutzwände eine hochschallabsorbie-
rende Oberfläche angesetzt“ wird.  
Dies bedarf auch einer Festsetzung.  
 
In den Festsetzungen zu den Flächen |2| und |3| fehlt der 
bestimmende Höhenbezug, z. B. über Fahrbahnober-
kante oder Gradiente.  
 
 
Für mich nicht nachvollziehbar, warum zwischen der mit 
|3| gekennzeichneten Fläche und der davon südlich mit 
|2| gekennzeichneten Fläche kein aktiver Lärmschutz in 
der Ausführung als „Schallschleuse“ vorgesehen ist.  
Dies bietet sich im vorliegenden Fall als Optimierung des 
aktiven Lärmschutzes an, gemäß Festsetzung wäre dies 
allerdings nicht mehr möglich, d. h. eine Lücke verbleibt. 
 
Passiver Lärmschutz  
Abgesehen von der Tatsache, dass die Festsetzung von 
Lärmpegelbereichen mit Einführung der DIN 4109/01-18 
nicht mehr vorgesehen ist, fehlt bei der Festsetzung der 
Lärmpegelbereiche die Angabe der zugrunde liegenden 
DIN und des Weiteren fehlt in der Tabelle das Schall-
dämm-Maß R’w,ges auf das sich die textliche Ausführung 
(Festsetzung) bezieht. 
 
 
 
 
 

 
 
Unter C 10 sind aktive Lärmschutzmaßnahmen festgesetzt. 
Dieser aktive Lärmschutz muss per se nach dem aktuellen 
Stand der Technik errichtet werden, damit der Schutzzweck er-
füllt und erreicht werden kann. Der Stand der Technik und da-
mit die Mindestanforderungen für den hier dargestellten akti-
ven Lärmschutz wurden in dem Gutachten klarstellend aufge-
nommen. Auf die aktuelle Fassung des Lärmgutachtens wird 
in der Planurkunde verwiesen, um auch in den Festsetzungen 
eine Klarstellung herbeizuführen. Die Gemeinde Senden wird 
als Bauherrin die Lärmschutzwände den Anforderungen ent-
sprechend herstellen. 
 
 
Der Höhenbezug ergibt sich aus dem entsprechenden Gutach-
ten. Dennoch wurden die genannten Höhenbezugspunkte klar-
stellend in der Planurkunde ergänzt. 
 
 
Eine Schallschleuse wurde aus gestalterischen Gründen ab-
gelehnt, da mit der vorliegenden Planung ein direkter visueller 
Bezug zur B 235 und zu den einfahrenden Bussen wahrnehm-
bar ist. Somit wird die für diesen Bereich vorgesehene Mobil-
station für die Öffentlichkeit in ihrer Funktion deutlich hervorge-
hoben. 
 
 
 
Mit Einführung der DIN 4109/01-18 ist die Festsetzung von 
Lärmpegelbereichen in den Bebauungsplan nicht mehr zwin-
gend vorgeschrieben, um im folgenden Verfahren die Schall-
dämmung der Außenbauteile zu berechnen. Die Bestimmung 
der Bauschalldämmmaße über die Lärmpegelbereiche kann 
jedoch weiterhin Anwendung finden, sofern die dem jeweiligen 
Lärmpegelbereich zugeordneten höchsten Beurteilungspegel 
hierfür zu Grunde gelegt werden. 
Eine Grundlage der planerischen Abwägung besteht in der Si-
cherstellung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse gem. 
§ 1 (6) Ziffer 1 BauGB. Hierbei sind regelmäßig die Immissio-
nen auf die entsprechenden Nutzungen zu berücksichtigen. 

 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. Das entsprechende 
Gutachten sowie die Festsetzung 
wurden klarstellend ergänzt. 
Die Lärmschutzwände werden 
von der Gemeinde Senden so 
ausgestaltet / errichtet, dass die 
zugrunde gelegte Schutzwirkung 
erreicht wird. 
 
 
 
 
Dem Hinweis wird gefolgt, die Hö-
henbezugspunkte werden klar-
stellend in der Planzeichnung er-
gänzt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Den Bedenken wird nicht gefolgt. 
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In Bezug auf die Aussagen und Festsetzungen zu den 
Schalldämmlüftern ist auffällig, dass anhand des Ver-
laufs der Abgrenzung im gesamten Verlauf der Haupter-
schließungsstraße mit dem DTV von 5.500 Kfz/24h ge-
rechnet wurde obwohl entsprechende Abflüsse erfolgen 
werden.  
Dies führt zu unnötigen Festsetzungen, insbesondere in 
Bezug auf die Schalldämmlüfter als auch z.B. der Lärm-
pegelbereich IV, der in zahlreichen Fällen bereits einen 
erhöhten Schallschutz bei den Fenstern erfordern wird, 
was bei sachgerechter Betrachtung der Verkehrsmengen 
im Verlauf der Planstraße hinfällig wäre. 
 
In Erwartung eines sachgerechten Umgangs mit den vor-
genannten Einwendungen verbleibe ich. 
mit freundlichen Grüßen. 
__________________ 

Mit Festsetzung der Lärmpegelbereiche wird dem Rechnung 
getragen, sodass durch die hierdurch erforderlichen baulich- 
bzw. gestalterischen Maßnahmen die gesunden Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse vor dem Hintergrund des Lärmschutzes 
berücksichtigt wurden. 
In der Planzeichnung wird unter „passiver Lärmschutz“ auf die 
DIN 4109 verwiesen. Hieraus ergibt sich, dass diese DIN der 
Festsetzung zur passiven Lärmschutzmaßnahme zugrunde 
liegt. Zudem lassen sich alle DIN-Verweise aus den entspre-
chenden Gutachten und der Begründung herleiten. 
 
Im Verlauf der Haupterschließungsstraße des Plangebietes 
wurden die entsprechenden Abflüsse an den Knotenpunkten 
berücksichtigt. Dies kann in den Tabellen 9 und 10 des Gut-
achtens (Schallimmissionsprognose zum Verkehrs- und Ge-
werbelaerm (Mobilstation) innerhalb des Bebauungsplange-
bietes „Huxburg“) nachvollzogen werden. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Den Bedenken wird nicht gefolgt. 

 
3 

 
Öffentlichkeit 3 
 
18.01.2021 

 
3.1 

 
Liebes Team der Gemeindeverwaltung, lieber Herr Bür-
germeister, 
 
gerne möchte ich als Bürger der Gemeinde Stellung neh-
men zu dem geplanten Baugebiet Huxburg. Lt. Amtsblatt 
ist dies bis 15.01.2021 einschl. möglich. Leider erfuhr ich 
erst heute von dieser Form der Bürgerbeteiligung. Ich 
bitte daher höflichst um Berücksichtigung meiner Stel-
lungnahme per Mail. 
Herzliche Grüße 
___________: 
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Senden, 17.01.2020 per Mail an Gemeindeverwaltung 
Senden / Bürgermeister Sebastian Täger Baugebiet 
Huxburg. Offenlage des Bebauungsplans; Stellungnah-
men vom _________________ 
 
Anregung: Aufnahme der Pflicht zur Errichtung von Pho-
tovoltaikanlagen 
 
Warum? 
Der Klimawandel bzw. die Klimakrise und das damit ver-
bundene Artensterben sowie der Rückgang von Biodiver-
sität im Allgemeinen bedroht die Lebensgrundlagen der 
Menschheit. Dies gilt auch für die EinwohnerInnen der 
Gemeinde Senden und für mich sowie für nachfolgende 
Generationen. Die größten Lasten und Risiken trägt je-
doch der globale Süden. Auch für diese Menschen tragen 
wir Verantwortung. Die Achtung und der Schutz der Men-
schenwürde machen nach meinem Verständnis nicht vor 
nationalen Grenzen halt. Eine Energiewende hin zu mög-
lichst klimagasneutralen Energieformen ist dafür uner-
lässlich. Dies findet sich auch in der Klimaresolution der 
Gemeinde Senden wieder. Konkret gilt das Ziel der bilan-
ziellen Autarkie im Stromsektor im Jahr 2025. Die Aus-
weisung eines Baugebietes führt nach meiner Annahme 
c.p. zu einer Erhöhung des Stromverbrauchs in der Ge-
meinde Senden. Ohne gegenwirkende Maßnahmen ent-
fernen wir uns durch die Errichtung eines Baugebietes 
vom o.g. Ziel der bilanziellen Autarkie. Die Erreichung 
des Ziels durch die Errichtung von Windenergieanlagen 
auf dem Gemeindegebiet ist bis auf weiteres fraglich. Da-
her sind nach meiner Überzeugung viele unterschiedli-
che Maßnahmen zu ergreifen, um der Zielerreichung 
möglichst nah zu kommen. Dazu gehört auch der ver-
stärkte Ausbau der Stromerzeugung durch PV. Dies ist 
mE von der Lokalpolitik und der Kommunalverwaltung 
durch entsprechende Rahmenbedingungen sicherzustel-
len. Dies zahlt auch auf die Energieleitlinien ein, auf die 
sich auch die Gemeinde Senden im Rahmen der Stadt-
region Münster verpflichten sollte. 
 
Was? 

 
 
 
 
 
Städtebaulich sieht der Bebauungsplanentwurf auf einer Viel-
zahl von Grundstücken die Vorgabe von Firstrichtungen vor. 
Aus städtebaulichen / gestalterischen Gründen wurde jedoch 
von einer konsequenten Ost-West-Ausrichtung der Dachfirste 
verzichtet, da bspw. entlang der Haupterschließung eine gie-
belständige Gebäudestellung priorisiert wird. Es wurde geprüft, 
ob auch bei Dächern mit einer Ausrichtung nach Westen oder 
Osten eine Solar- / Photovoltaikanlage wirtschaftlich betrieben 
werden kann. Das Ergebnis dieser Prüfung ist positiv und da-
mit ist eine Solar- / Photovoltaikanlage bei einer solchen Dach-
ausrichtung sowohl ökologisch als auch wirtschaftlich sinnvoll. 
Durch Beschluss vom Gemeindeentwicklungsausschuss ist 
von einer verpflichtenden Vorgabe zur Errichtung von Solar- / 
Photovoltaikanlagen abgesehen worden. Die Festsetzungen 
des Bebauungsplanes begünstigen die Nutzung von Solar- / 
Photovoltaikanlagen jedoch an folgenden Stellen: 

- Textliche Festsetzung C.3: Bei Gebäuden mit Flachdach 
darf die festgesetzte Gebäudehöhe durch Solar- / Pho-
tovoltaikanlagen um bis zu 1,00 m überschritten werden.  

- Textliche Festsetzung C.7: Eine Überdachung der Park-
plätze im Bereich der Quartiersplätze ist nur zulässig, 
wenn diese als „Solarcarports“ ausgebildet werden.  

- Örtliche Bauvorschriften zur Dacheindeckung: Glän-
zende Dacheindeckungen sind nur zulässig, wenn sie 
der Nutzung solarer Strahlungsenergie dienen. 

 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
Der Anregung zur Aufnahme ei-
ner Pflicht zur Errichtung von 
Photovoltaikanlagen wird nicht 
gefolgt.  
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Jeder Grundstückseigentümer wird verpflichtet, auf sei-
nem Grundstück in etwa die Strommenge zu produzie-
ren, die dort verbraucht, respektive dort zum Verbrauch 
dem Stromnetz entnommen wird (z.B. E-Mobility). 
Grundsätzlich sollte eine Technologieoffenheit ermög-
licht werden. In der Praxis wird jedoch der PV eine her-
ausragende Rolle zukommen. Der Einfachheit halber soll 
daher eine Pflicht zur Errichtung von PV-Anlagen gekop-
pelt an Wohneinheiten vorgeschrieben werden. Für die 
erste Wohneinheit sind min. 12 KWp und je weiterer 
Wohneinheit 6 KWp zu installieren. Wirtschaftlicher Vor-
teil: Es darf davon ausgegangen werden, dass durch die 
aktuellen Preise für PV-Anlagen in Verbindung mit Eigen-
verbrauch und Einspeisevergütung eine solche Maß-
nahme mittelfristig einen wirtschaftlichen Vorteil für die 
Bauherrenschaft bringt. 
 
Wie? 
An geeigneter Stelle (in den textlichen Festsetzungen?) 
sollte die o.g. Pflicht festgeschrieben werden. Sollte dies 
insb. aus rechtlichen Gründen nicht möglich bzw. nicht 
wirksam sein, so müssten wirksame Alternativen gefun-
den werden. Z.B. eine einzelvertragliche Regelung in den 
jeweiligen Kaufverträgen. Dies darf dann nicht nur für die 
Grundstücke gelten, die von der Gemeinde veräußert 
werden. Auch die privat vermarkteten Grundstücke sind 
durch geeignete Maßnahmen dieser Pflicht zu unterzie-
hen. Z.B. in dem den aktuellen Grundstückseigentümern 
diese Pflicht und auch die Weitergabe dieser Pflicht auf-
erlegt bzw. durch Vertrag (Städtebaulicher Vertrag?) ver-
einbart wird. Erst danach dürfte der Bebauungsplan final 
verabschiedet werden. Für Geringverdienende sollten 
geeignete Instrumente zur Finanzierbarkeit der PV-Anla-
gen angeboten werden. Z.B. ein Sonderfond bei der ört-
lichen Sparkasse mit 0%-Finanzierung, eine  
Tilgung in Höhe der eingesparten Stromkosten durch den 
Eigenverbrauch, so dass sich die monatlichen Belastun-
gen durch die PV-Pflicht nicht erhöhen. Die tatsächlichen 
Finanzierungskosten könnte die Gemeinde übernehmen. 
Eine Bürgschaft der Gemeinde Senden könnte ermögli-
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chen, dass dieses Darlehen nachrangig bei der Baufinan-
zierung behandelt wird und somit die Bauherrenschaft 
nicht mit Finanzierungsproblemen durch die PV-Pflicht 
belastet wird. Perspektivisch könnte auch z.B. durch die 
kreiseigene Gesellschaft für Erneuerbare Energien ein 
Contracting-Angebot unterbreitet werden. So würde ne-
ben der Finanzierung auch der administrative Aufwand 
für die Bauherrenschaft verringert.  
   
Annahmen: 
10.000 kwh pro a x Faktor 1,2 sind 12 kwp (Durch-
schnittsertrag einer PV-Anlage) 
5.000 kwh = 6 kwp 
EFH, 2 Erwachsene und 2 Kinder, Wärmepumpe Was-
ser/Wasser und E-Auto. 
4.000 kwh Normalverbrauch 
10.000 kwh Wärme bei JAZ 3,5 sind ca. 3.000 kwh Strom 
E-Auto Renault Zoe im ADAC Test 20 kwh pro 100 km. 
20.000 km pro Jahr. 4.000 kw/h 
Also 11.000 kw/h Strom pro Jahr 
 

 
3.2 

 
Anregung: Helle Dacheindeckungen verpflichtend 
 
Warum? 
Der Klimawandel, bzw. die Klimakrise und das damit ver-
bundene Artensterben sowie der Rückgang von Biodiver-
sität im Allgemeinen bedroht die Lebensgrundlagen der 
Menschheit. Dies gilt auch für die EinwohnerInnen der 
Gemeinde Senden und für mich sowie für nachfolgende 
Generationen. Die größten Lasten und Risiken trägt je-
doch der globale Süden. Auch für diese Menschen tragen 
wir Verantwortung. Die Achtung und der Schutz der Men-
schenwürde machen nach meinem Verständnis nicht vor 
nationalen Grenzen halt. Daher sind auch kleinere Maß-
nahmen zu ergreifen, die die globale Erwärmung brem-
sen. Helle Flächen reflektieren Sonnenstrahlung und ver-
mindern daher c.p. die Erwärmung der Atmosphäre, da 
ein Teil der Strahlung zurück in den Weltraum gelangt 
und nicht auf der Erde in Wärme umgewandelt wird. 
 

 
Bezüglich der Dacheindeckungen werden im Bebauungsplan 
Farbvorgaben gemacht, die in Anlehnung an die farblich hete-
rogen ausgebildete Dachlandschaft eine Eindeckung in Rot bis 
Rotbraun sowie Anthrazit ermöglicht. Eine weitergehende Be-
schränkung auf eine einheitliche Dachfarbe über das gesamte 
Baugebiet ist weder aus dem städtebaulichen Umfeld noch 
ortsgeschichtlich herzuleiten. Zudem soll die Vorgabe gemacht 
werden, dass glasierte Dachpfannen unzulässig sind, da die 
damit verbundenen Reflexionen häufig als störend empfunden 
werden und eine Wahrnehmung als ruhige Dachlandschaft be-
einträchtigen können.  
Eine Abweichung von den örtlichen Bauvorschriften zur Dach-
eindeckung ist aufgrund der stadtklimatisch positiven Wirkung 
sowie mit Blick auf die Energieeffizienz des Baugebietes aus-
schließlich im Falle einer Dachbegrünung sowie der Anbrin-
gung von Solarthermie und / oder Photovoltaik zulässig. 

 
Der Anregung zur verpflichtenden 
Vorgabe heller Dacheindeckun-
gen wird nicht gefolgt.  
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Was? 
In dem Baugebiet Huxburg wird es nur helle Dächer ge-
ben. Ausnahmen sind die Teile der Dächer, die die Son-
nenenergie nutzen, z.B. durch PV oder Solarthermie. 
 
Wie? 
Im Bebauungsplan (textliche Festsetzungen) wird vorge-
schrieben: Dachflächen müssen möglichst hell ausge-
staltet sein. Referenz sind naturrote Tondachziegel. Das 
Rückstrahlvermögen (siehe Albedo-Effekt) dieser Ziegel 
darf nicht unterschritten werden. Ausnahmen sind Grün-
dächer und technische Anlagen zur Solarnutzung 
(PV/Thermie) und untergeordnete Dachflächen wobei 
deren Anteil 10% der auf dem Grundstück vorhandenen 
Dachflächen nicht überschreiten darf. In der Praxis wer-
den also vornehmlich rote Dachziegel eingesetzt werden. 
Flachdächer werden mit weißem Kies belegt oder be-
grünt. 
 
Weiterführende Infos: 
https://www.innovations-report.de/fachgebiete/architek-
tur-bauwesen/weisse-klimaschutz-daecher-reflektieren-
waerme-199221/ 
 
Der Albedo-Effekt (Quelle: Wikipedia) 
Die Albedo (lateinisch albedo = „Weißheit“; v. lat. albus = 
„weiß“) ist ein Maß für das Rückstrahlvermögen von dif-
fus reflektierenden, also nicht selbst leuchtenden Ober-
flächen. Sie wird bestimmt durch den Quotienten aus re-
flektierter zu einfallender Lichtmenge und liegt zwischen 
0 und 1. Ein Rückstrahlvermögen von Null entspricht ei-
ner vollständigen Absorption und Eins einer vollständi-
gen Reflexion des einfallenden Lichts. 
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1 

 
Gelsenwasser AG 
 
04.12.2020 

 
1.1 

 
Wir danken Ihnen für die Beteiligung an o.g. Verfahren 
und dürfen Ihnen mitteilen, dass unsererseits keine An-
regungen dazu bestehen. 

 
Keine Abwägung erforderlich.  

 
Kein Beschluss erforderlich. 

 
2 
 

 
Bau- und Liegenschaftsbetrieb 
NRW 
 
07.12.2020 

 
2.1 

 
Die vom Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW wahrzu-
nehmenden öffentlichen Belange werden durch die Än-
derungen nicht berührt.  
Es bestehen somit keine Bedenken. 

 
Keine Abwägung erforderlich.  

 
Kein Beschluss erforderlich. 

 
3 

 
Landwirtschaftskammer NRW  
 
08.12.2020 

 
3.1 

 
Zu der o. g. Planung wird gemäß § 3 Abs. 2 BauGB fol-
gende Stellungnahme abgegeben: 
Aus landwirtschaftlicher Sicht werden zu der o. g. Pla-
nung keine Anregungen geltend gemacht. 

 
Keine Abwägung erforderlich.  

 
Kein Beschluss erforderlich. 

 
4 

 

 
Bundesamt für Infrastruktur, 
Umweltschutz und Dienstleis-
tungen der Bundeswehr 
 
09.12.2020 
 

 
4.1 

 
Durch die oben genannte und in den Unterlagen näher 
beschriebene Planung werden Belange der Bundeswehr 
berührt, jedoch nicht beeinträchtigt. 
Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechts-
lage bestehen zu der Planung seitens der Bundeswehr 
als Träger öffentlicher Belange keine Einwände. 

 
Keine Abwägung erforderlich.  

 
Kein Beschluss erforderlich. 

 
5 

 
Wasserstraßen- und Schiff-
fahrtsverwaltung des Bundes 
 
11.12.2020 

 
5.1 

 
Zum oben genannten Vorhaben gebe ich folgende Stel-
lungnahme ab:  
Durch das o. g. Vorhaben bin ich in der Wahrnehmung 
meiner Aufgaben nicht betroffen. 

 
Keine Abwägung erforderlich.  

 
Kein Beschluss erforderlich. 

 
6 

 
Bezirksregierung Münster 
 
14.12.2020 

 
6.1 

 
Zur Aufstellung des Bebauungsplanes „Huxburg" der Ge-
meinde Senden bestehen seitens der Flurbereinigungs-
behörde keine Bedenken. 

 
Keine Abwägung erforderlich.  

 
Kein Beschluss erforderlich. 

 
7 

 
Landeskirchenamt 
 
17.12.2020 

 
7.1 

 
Gegen die obengenannte Planung bestehen keine Be-
denken 
 
 
 
 

 
Keine Abwägung erforderlich.  

 
Kein Beschluss erforderlich. 
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8 

 
IHK Nord Westfalen 
 
28.12.2020 
 

 
8.1 

 
Zu dem vorgenannten Bebauungsplan, wie er uns mit Ih-
rem Schreiben vom 30.11.2020 übersandt wurde, neh-
men wir wie folgt Stellung.   
Grundsätzlich stehen wir den Planungen zur Entwicklung 
eines Allgemeinen Wohngebietes nicht ablehnend ge-
genüber. Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend 
dem Wohnen, erlauben aber auch eine gewisse Flexibili-
tät und Nutzungsmischung und in diesem Rahmen ein 
verträgliches Nebeneinander nicht störender Nutzungen.   
Dieser Aspekt wird auch in der Begründung angeführt: 
„Allgemeine Wohngebiete dienen gemäß § 4 (1) 
BauNVO vorwiegend dem Wohnen und ermöglichen dar-
über hinaus die Errichtung von ergänzenden und gleich-
zeitig die Wohnnutzung nicht störenden Nutzungsarten.“    
Hinsichtlich der Textlichen Festsetzungen, mit denen die 
ausnahmsweise zulässigen Nutzungen nach § 4 (3) 
BauGB ausgeschlossen werden sollen, regen wir an zu 
prüfen, ob die nach § 4 (3) 2 BauGB ausnahmsweise zu-
lässigen sonstigen nicht störenden Gewerbebetriebe 
nicht analog zu den nicht störenden Handwerksbetrieben 
nach § 4 (2) 2 BauGB – diese sollen planungsrechtlich 
zulässig sein - mit den Zielen der Planung vereinbar sind. 
Dadurch wäre die Möglichkeit gegeben, z.B. kleine, in die 
Wohnung integrierte Gewerbebetriebe zuzulassen. 
In der Begründung wird zum Ausschluss der sonstigen 
nicht störenden Gewerbebetriebe ausgeführt, dass die 
Gewerbebetriebe keinen gebietsversorgenden Bezug 
hätten, die Handwerksbetriebe allerdings schon. Diese 
Differenzierung können wir nicht nachvollziehen. Wir ge-
hen davon aus, dass beide Arten der gewerblichen Nut-
zung regelmäßig ihre Kundschaft innerhalb sowie außer-
halb des geplanten Wohngebietes haben werden. Daher 
sollten sie gleichberechtigt in den Festsetzungen berück-
sichtigt werden. 

 
Der gleichrangigen Bewertung der „der Versorgung des Gebie-
tes dienenden Handwerksbetriebe“ und „sonstiger nicht stö-
render Gewerbebetriebe“ wird nicht gefolgt. Die Differenzie-
rung der Nutzungsarten „der Versorgung des Gebietes die-
nende Handwerksbetriebe“ und „sonstige nicht störender Ge-
werbebetriebe“ in § 4 der Baunutzungsverordnung zielt mit der 
Gebietsversorgungsklausel letztlich auf einen Schutz der 
Wohnnutzung vor Störungen ab, ermöglicht dabei aber zu-
gleich ein Mindestmaß an wohnortnaher Gebietsversorgung. 
Dabei wird die allgemeine Zulässigkeit ausschließlich auf ge-
bietsversorgende Handwerksbetriebe bezogen und nicht auf 
alle Formen von Gewerbebetrieben, auch wenn diese gebiets-
verträglich („nicht störend“) sind. 
Die getroffene Festsetzung ermöglicht über die Zulässigkeit 
gebietsversorgender Handwerksbetriebe eine sinnvolle, 
grundlegende Versorgungsinfrastruktur innerhalb des Bauge-
bietes mit klassischerweise wohnortnahen Angeboten. Als Bei-
spiele hierfür sind Bäcker, Konditor, Frisör und Metzger zu nen-
nen. 
Da der Entwicklung des Baugebietes eine sehr hohe Nach-
frage nach Wohnraum entgegensteht, soll zur Vermeidung ei-
ner Verdrängung von Wohnraum der Nutzungsausschluss der 
in allgemeinen Wohngebieten ausnahmsweise zulassungsfä-
higen Nutzungen von vornherein vorgenommen werden. 
 
  
 
 
 
 

 
Der Anregung, sonstige nicht stö-
rende Gewerbebetriebe nach § 4 
(3) Ziffer 2 BauNVO für aus-
nahmsweise zulassungsfähig zu 
erklären, wird nicht gefolgt.  

 
9 

 
Kreispolizeibehörde Coesfeld 
 
30.12.2020 

 
9.1 

 
Mit Ihren Schreiben vom 30.11.2020 baten Sie im Rah-
men der Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 1 
BauGB um Stellungnahme. 
 

 
Die Erforderlichkeit freizuhaltender Sichtfelder an Kreuzungs-
situationen im Plangebiet wurde zum Bebauungsplanentwurf 
bereits gemäß Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen 
(RASt06) für die Kreuzungsbereiche von Verkehrsflächen ge-

 
Der Anregung zur Überprüfung 
freizuhaltender Sichtfelder wurde 
bereits gefolgt.  
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Ich möchte aus verkehrspolizeilicher Sicht dazu Stellung 
beziehen.  
 
In den „Textlichen Festsetzungen“ und den „Gestaltungs-
festsetzungen“ des Bebauungsplanes wird auf die Ab-
standsflächen zu öffentlichen Verkehrsflächen und auf 
„Vorgarten/ Einfriedung“ eingegangen. 
Hier wird unter den gekennzeichneten Vorgartenflächen 
eine Einfriedung von einer max. Höhe von 1,00 m ange-
geben.  
Laut RASt 06, Kapitel 6.3.9.3, müssen die Mindestsicht-
felder zwischen 0,80 m und 2,50 m Höhe von ständigen 
Sichthindernissen, parkenden Kfz und sichtbehindern-
dem Bewuchs freigehalten werden. Demzufolge wird an-
geregt, die vorliegende Planung in den textlichen Fest-
setzungen zu Überprüfung. 
 
Darüber hinaus bestehen aus verkehrspolizeilicher Sicht 
keine Bedenken gegen den Bebauungsplan „Huxburg“ in 
Senden. 

prüft. Im Ergebnis zeigt sich, dass an keiner Stelle eine Über-
lagerung freizuhaltender Sichtfelder und privater Grundstücks-
flächen entsteht. Aus diesem Grund wurde im Bebauungspla-
nentwurf zugunsten der Lesbarkeit auf eine Darstellung der 
freizuhaltenden Sichtfelder verzichtet. Exemplarische Sichtfel-
der sind den Abbildungen in Kap. 7.6 der Begründung zu ent-
nehmen. 

 
10 

 
Landesbetrieb Straßenbau 
Nordrhein-Westfalen 
Autobahnniederlassung 
Hamm 
 
30.12.2020 

 
10.1 

 
Zu o.g. Bauleitplanverfahren haben wir, im Rahmen un-
serer Stellungnahme vom 06.05.2020 (AZ.: 54.03.06/BP 
„Huxburg“, Senden/HA/3124), unsere Bedenken bereits 
geäußert. Weitere Anmerkungen oder auch Bedenken 
haben wir nicht vorzubringen.  
Hinweis: Ab dem 01.01.2021 wird die Autobahnnieder-
lassung Hamm als „Niederlassung Westfalen“ der Die 
Autobahn GmbH des Bundes geführt. Standort, An-
sprechpartner, sowie Telefonnummern bleiben zunächst 
unverändert. 

 
Keine Abwägung erforderlich.  
 
Inhaltlich wird auf die Abwägung zur Stellungnahme vom 
06.05.2020 verwiesen (siehe Abwägungstabelle zur frühzeiti-
gen Beteiligung gem. §§ 3 (1) u. 4 (1) BauGB, Lfd. Nr. 16). 

 
Kein Beschluss erforderlich. 

 
11 

 
Vodafone NRW GmbH 
 
06.01.2021 

 
11.1 

 
Im Planbereich liegen keine Versorgungsanlagen der Vo-
dafone NRW GmbH. Wir sind grundsätzlich daran inte-
ressiert, unser glasfaserbasiertes Kabelnetz in Neubau-
gebieten zu erweitern und damit einen Beitrag zur Siche-
rung der Breitbandversorgung für Ihre Bürger zu leisten.   
Ihre Anfrage wurde an die zuständige Fachabteilung wei-
tergeleitet, die sich mit Ihnen zu gegebener Zeit in Ver-
bindung setzen wird. Bis dahin bitten wir Sie, uns am Be-
bauungsplanverfahren weiter zu beteiligen.  

 
Keine Abwägung erforderlich.  

 
Kein Beschluss erforderlich. 
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Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
Bitte geben Sie dabei immer unsere obenstehende Vor-
gangsnummer an. 

 
12 

 
Bezirksregierung Arnsberg 
Abteilung 6 Bergbau und 
Energie in NRW 
 
08.01.2021 

 
12.1 

 
Aus bergbehördlicher Sicht gebe ich Ihnen zum o. g. 
Planvorhaben folgende Hinweise: 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt über 
dem auf Steinkohle verliehenen Bergwerksfeld „Münster-
land“, im Eigentum des Landes Nordrhein-Westfalen. 
Aus wirtschaftlichen und geologischen Gründen ist in den 
Bergwerksfeldern, die im Eigentum des Landes Nord-
rhein-Westfalen stehen, auch in absehbarer Zukunft 
nicht mit bergbaulichen Tätigkeiten zu rechnen. 
Nach den hier derzeitig vorliegenden Unterlagen ist im 
Bereich des Plangebietes kein Bergbau umgegangen. 
Mit bergbaulich bedingten Einwirkungen auf die Tages-
oberfläche im Planbereich ist demnach nicht zu rechnen. 
Aus bergbehördlicher Sicht bestehen somit keine Beden-
ken gegen das Planvorhaben. 
Hinsichtlich des in der bergbehördlichen Stellungnahme 
vom 8. Mai 2020 genannten Feldes der Erlaubnis zu wis-
senschaftlichen Zwecken „CBM-RWTH“ kann ich Ihnen 
mitteilen, dass dieses inzwischen erloschen ist. 
Ein Hinweis auf die erloschene Erlaubnis in den Planun-
terlagen ist da-her obsolet und es wird die Streichung des 
Hinweistextes zum Feld der Erlaubnis zu wissenschaftli-
chen Zwecken „CBM-RWTH“ in allen Planunterlagen 
(Begründung zum Bebauungsplan - Gliederungspunkt 
„10.6 Bergbau“ sowie Textliche Festsetzungen - Unter-
punkt „Bergbau“) angeregt. 
Für eventuelle Rückfragen stehe ich Ihnen gern zur Ver-
fügung. 
 
Bearbeitungshinweis: 
Diese Stellungnahme wurde bezüglich der bergbaulichen 
Verhältnisse auf Grundlage des aktuellen Kenntnisstan-
des erarbeitet. Die Bezirksregierung Arnsberg hat die zu-
grunde liegenden Daten mit der zur Erfüllung ihrer öffent-
lichen Aufgaben erforderlichen Sorgfalt erhoben und zu-
sammengestellt. Die fortschreitende Auswertung und 
Überprüfung der vorhandenen Unterlagen sowie neue 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Da das Erlaub-
nisfeld zu wissenschaftlichen Zwecken „CBM-RWTH“ mittler-
weile erloschen ist, wurde der Hinweis „Bergbau“ zum Sat-
zungsbeschluss des Bebauungsplanes an diesen neuen 
Kenntnisstand angepasst. 

 
Kein Beschluss erforderlich. 



 
Aufstellung des Bebauungsplanes „Huxburg“ 
Abwägung der Stellungnahmen aus der Beteiligung gem. §§ 3 (2) u. 4 (2) BauGB 

 

Seite 26 von 39     Stand: 09.02.2021 

lf
d

. 
N

r.
 

Behörde / TöB / Gemeinde 
Datum der Einwendung 

lf
d

. 
N

r.
 

Inhalt der Stellungnahme Abwägung (inhaltliche Auseinandersetzung) Abwägungsvorschlag 

Erkenntnisse können zur Folge haben, dass es im Zeit-
verlauf zu abweichenden Informationsgrundlagen auch 
in Bezug auf den hier geprüften Vorhabens- oder Plan-
bereich kommt. Eine Gewähr für die Richtigkeit, Vollstän-
digkeit und Genauigkeit der Daten kann insoweit nicht 
übernommen werden. Soweit Sie als be-rechtigte öffent-
liche Stelle Zugang zur Behördenversion des Fachinfor-
mationssystems „Gefährdungspotenziale des Untergrun-
des in NRW“ 
(FIS GDU) besitzen, haben Sie hierdurch die Möglichkeit, 
den jeweils aktuellen Stand der hiesigen Erkenntnisse 
zur bergbaulichen Situation zu überprüfen. Details über 
die Zugangs- und Informationsmöglichkeiten dieses Aus-
kunftssystems finden Sie auf der Homepage der Bezirks-
regierung Arnsberg (www.bra.nrw.de) mithilfe des Such-
begriffs „Behörden-version GDU“. Dort wird auch die 
Möglichkeit erläutert, die Daten neben der Anwendung 
ebenfalls als Web Map Service (WMS) zu nutzen. 

 
13 

 
Lippeverband 
 
12.01.2021 

 
13.1 

 
Gegen die Aufstellung des o.g. Bebauungsplans beste-
hen unsererseits keine Bedenken. Die folgenden Hin-
weise sind jedoch zu beachten:  
Die vorgesehene Entwässerung des Regenwassers im 
Trennsystem mit einer gewässerverträglichen Einleitung 
in die Stever entspricht grundsätzlich den Vorgaben des 
§44 LWG NW. Dennoch enthält die Planung unseres Er-
achtens in Punkto Klimawandelanpassung noch einige 
Optimierungsmöglichkeiten.  
So treffen weder die Begrünung des Bebauungsplanes 
noch der Umweltbericht Aussagen über die Klimawan-
delanpassung im Rahmen der Umsetzung des Vorha-
bens. Hierauf sollte insbesondere unter folgenden As-
pekten noch eingegangen bzw. ergänzt/nachgebessert 
werden: 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Der Umweltbericht formuliert in Kap. 2.3.5 die Auswirkungen 
der Planung auf das Schutzgut Klima. Im Kap 2.3.5.2 wird fol-
gendes Fazit gezogen: „Eine besondere Anfälligkeit des Vor-
habens gegenüber Folgen des Klimawandels ist nicht erkenn-
bar.“ 
In den textlichen Festsetzungen und der Begründung des Be-
bauungsplanes werden Maßnahmen bzw. Festsetzungen be-
nannt, die sich positiv auf das Stadtklima und die Energieeffi-
zienz auswirken.  
Hierzu tragen auch Maßnahmen bzw. Festsetzungen des Be-
bauungsplanes bei, die positive Auswirkungen auf das Stadt-
klima und die Energieeffizienz haben. 
- Sofern überdachte Stellplätze im Bereich der Quartiers-

plätze entstehen sollen, sind diese ausschließlich als 
„Solarcarports“ zulässig (Textliche Festsetzung C.7; Be-
gründung Kap. 7.6) 

- Öffentliche Straßenverkehrsflächen, Verkehrsflächen 
besonderer Zweckbestimmung und öffentliche Grünflä-

 
 
 
 
Kein Beschluss erforderlich.  
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- Um die nachteiligen Wirkungen der Bebauung auf 

das Klima insbesondere in Bezug auf sommerliche 
Erwärmung zu minimieren, sollte die Dachbegrü-
nung flacher oder flach geneigter Dächer nicht nur 
zulässig, sondern verpflichtend sein.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

chen sind mit insgesamt mindestens 80 standortgerech-
ten Laubbäumen zu bepflanzen (Textliche Festsetzung 
C.9; Begründung Kap. 7.7) 

- Private Grundstücksflächen sind in Abhängigkeit der 
Grundstücksgröße mit standortheimischen Laubbäumen 
zu bepflanzen: Je angefangene 300 m² Grundstücksflä-
che = 1 Baum (Textliche Festsetzung C.9; Begründung 
Kap. 7.7) 

- Zulässigkeit von Fassadenbegrünungen, Dachbegrü-
nungen und Solar- / Photovoltaikanlagen auf Dachflä-
chen (Örtliche Bauvorschriften D. „Fassadengestaltung“ 
und „Dacheindeckung / Nutzung solarer Strahlungsener-
gie“; Begründung Kap. 7.9) 

- Materialvorgabe für Stellplätze (Örtliche Bauvorschriften 
D. „Versiegelung / Oberflächengestaltung von Stellplät-
zen und ihren Zufahrten“; Begründung Kap. 7.9) 

- Naturnahe Vorgartengestaltung / Ausschluss von Schot-
ter- und Steingärten (Örtliche Bauvorschriften D. „Vor-
gartengestaltung“; Begründung Kap. 7.9) 

- Erstellung eines Konzeptes zur energetischen Quartier-
sentwicklung im Sinne des Klimaschutzes und zur Scho-
nung von Ressourcen (erfolgt außerhalb des Bauleit-
planverfahrens, Begründung Kap. 8.3) 

 

Durch Beschluss vom Gemeindeentwicklungsausschuss ist 
von einer verpflichtenden Vorgabe zur mindestens extensiven 
Begrünung von Flachdächern, flach geneigten Dächern, Gara-
gen, Carports und Nebenanlagen abgesehen worden. 
Die Festsetzungen des Bebauungsplanes begünstigen im 
Sinne des Klimaschutzes die Nutzung von Solar- / Photovolta-
ikanlagen sowie von Dachbegrünungen jedoch an folgenden 
Stellen: 

- Textliche Festsetzung C.3: Bei Gebäuden mit Flachdach 
darf die festgesetzte Gebäudehöhe durch Solar- / Pho-
tovoltaikanlagen um bis zu 1,00 m überschritten werden.  

- Textliche Festsetzung C.7: Eine Überdachung der Park-
plätze im Bereich der Quartiersplätze ist nur zulässig, 
wenn diese als „Solarcarports“ ausgebildet werden.  

- Örtliche Bauvorschriften zur Dacheindeckung: Glän-
zende Dacheindeckungen sind nur zulässig, wenn sie 
der Nutzung solarer Strahlungsenergie dienen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung zur Aufnahme ei-
ner Pflicht zur Dachbegrünung 
sowie zur Errichtung von Photo-
voltaikanlagen wird nicht gefolgt. 
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- Zur Steigerung der Verdunstungsleistung der Vege-
tation und damit wiederum der Verringerung som-
merlicher Hitzebelastungen für die Bewohner, aber 
auch für die Vegetation im Quartier empfehlen wir, 
für Baumpflanzungen sogenannte Baumrigolen vor-
zusehen, die für eine bessere Wasserversorgung 
der Bäume sorgen. Dies ist insbesondere im öffent-
lichen Raum denkbar. Alle o.g. Bausteine tragen 
auch dazu bei, die Wasserbilanzen des Baugebietes 
durch das Entwicklungsvorhaben stärker an den na-
türlichen Verhältnissen auszurichten als bei einem 
klassischen Trennsystem.  
 

- Die Begründung liefert keine Aussagen, inwiefern 
örtliche Starkregengefahrenkarten für die Planung 
von Bauhöhen, -ausrichtungen u. ä. berücksichtigt 
worden sind. Sofern notwendig, empfehlen wir dies 
dringend nachzuholen, um den Bauträgern die Mög-
lichkeit einer Anpassung an oberflächige Abflüsse 
bei Starkregen zu ermöglichen.  

 

 

 
 

 

- Insgesamt empfehlen wir zudem zu prüfen, ob und 
in wieweit eine (teilweise) offene Ableitung von Nie-
derschlagsabflüssen im Baugebiet möglich ist, die 
z.B. bei offenen Mittelrinnen im Straßenraum über 
den "Standard-Entwässerungsfall" hinaus das 
Starkregenmanagement ergänzen und verbessern. 
Eine Führung in naturnahen Rinnen stärkt zudem die 
durch die Bebauung beeinträchtigten Komponenten 
"Versickerung" und "Verdunstung" und kann einen 
Beitrag zur Durchgrünung und den Erhalt bzw. die 
Steigerung der Artenvielfalt leisten. 

- Textliche Festsetzung C.9 Eine Begrünung der Dachflä-
chen von Hauptbaukörpern und Nebenanalgen ist allge-
mein zulässig. 

 

Die konkrete Ausgestaltung der Baumpflanzungen ist nicht Ge-
genstand der Bauleitplanung. Die Empfehlung wird zur Kennt-
nis genommen und bei der Ausführungsplanung berücksich-
tigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Unter dem vom Lippeverband geführtem Starkregenkataster 
https://starkgegenstarkregen.de/ sind in dem Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes keine besonderen Gefährdungen durch 
Starkregenereignisse prognostiziert. Es wird ein diesbezügli-
cher Hinweis in der Begründung ergänzt. 
Dennoch ermöglicht die maximal zulässigen Traufhöhe von 
4,50 m (bei Gebäuden mit einem zulässigen Vollgeschoss), 
dass die Bauherrschaft ein Haus mit Sockel errichten kann. Bei 
Gebäuden mit zwei zulässigen Vollgeschossen ist die Trauf-
höhe bis 6,50 m zulässig, bei mehreren Geschossen entspre-
chend höher. 
 
Die konkretisierte Ableitung von Niederschlagsabflüssen ist 
nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. Im Rahmen der Bear-
beitung der Entwässerungsplanung wurde bereits berücksich-
tigt, ob eine offene Entwässerung gestalterisch und technisch 
umsetzbar ist. Das Gefälle in dem Plangebiet ist insgesamt 
sehr gering. Somit würde für einen kontinuierlichen Abfluss ein 
nicht vertretbarer hoher Unterhaltungsaufwand zur stetigen 
Beseitigung von Fremdkörpern aus den offenen Gräben oder 
offenen Mittelrinne im Straßenraum, bzw. in den zugehörigen 
Kanälen, resultieren. Aus diesem Grund ist die Ableitung des 
Niederschlagwassers in einem verrohrten System vorgesehen. 

 
 
 
 
Die Empfehlung, für Baumpflan-
zungen Baumrigolen vorzusehen, 
wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Empfehlung, die Starkregen-
gefahrenkarten für die Planung zu 
berücksichtigen, wird zur Kennt-
nis genommen und in der Be-
gründung ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Empfehlung, die Nieder-
schlagsabflüsse offen abzuleiten, 
wird zur Kenntnis genommen. 

https://starkgegenstarkregen.de/
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Die Themen Versickerung und Verdunstung wurden allgemein 
bei der Erstellung des Umweltberichtes berücksichtigt. 
 
 

 
14 

 
Kreis Coesfeld 
 
14.01.2021 

 
14.1 

 
Zu dem o.g. Verfahren nimmt der Kreis Coesfeld wie folgt 
Stellung:  
Aus den Belangen des Immissionsschutzes werden zu 
dem Planvorhaben keine weiteren Anregungen vorgetra-
gen.  
 
 

 
Keine Abwägung erforderlich.  

 
Kein Beschluss erforderlich. 

 
14.2 

 
Das Vorhaben wurde grundsätzlich mit dem Aufgaben-
bereich Niederschlagswasserbeseitigung abgestimmt. 
Allerdings liegen hier die Anträge gemäß §§ 8 WHG (Ein-
leitung aus RRB in Stever) und 58 (1) LWG (Anzeige Ka-
nalnetz Niederschlagswasser und RRB) noch nicht vor. 

 
Die Anträge gem. §§ 8 WHG (Einleitung aus RRB in Stever) 
und 58 (1) LWG (Anzeige Kanalnetz Niederschlagswasser und 
RRB) werden gestellt.  

 
Kein Beschluss erforderlich. 

 
14.3 

 
Seitens des Aufgabenbereiches Oberflächengewässer 
bestehen grundsätzliche keine Bedenken gegen den Be-
bauungsplan. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass 
für eine etwaige Verrohrung des Grabens im Bereich des 
Spielplatzes vorab eine wasserrechtliche Genehmigung 
beantragt werden muss.  

 
Der Hinweis auf erforderliche wasserrechtliche Genehmigun-
gen im Falle einer Verrohrung des Grabens im Bereich des 
Spielplatzes wird zur Kenntnis genommen.  

 
Kein Beschluss erforderlich. 

 
14.4 

 
Die Untere Naturschutzbehörde erklärt, dass sich der 
Geltungsbereich des sich in Aufstellung befindlichen Be-
bauungsplanes innerhalb des Geltungsbereiches des 
Landschaftsplans „Davensberg-Senden" liegt. Wider-
sprechende Festsetzungen sind für diesen Bereich nicht 
getroffen. Mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes weicht 
der Landschaftsplan an dieser Stelle zurück (§ 20 Abs.4 
Landesnaturschutzgesetz). 
 
Das mit dem Vorhaben verbundene Kompensationsdefi-
zit von ca. 313.940 Biotopwertpunkten (berechnet nach 
dem Biotopwertverfahren zur Bewertung von Eingriffen 
und Bemessung von Ausgleichsmaßnahmen im Kreis 
Coesfeld (Kreis Coesfeld, 2006) soll über die Aufwertung 
von mehreren Flächen erfolgen: 

 
Die Auswirkungen des Bebauungsplanes auf den Landschafts-
plan Davensberg-Senden werden in Kap. 5.3 der Planbegrün-
dung bereits dargelegt.  
 
 
 
 
 
 
Das Kompensationsdefizit wird gemäß § 1a (3) BauGB über 
die beiden artenschutzrechtlichen CEF-Maßnahmen 1 und 2 
und das Ökokonto der Gemeinde Senden ausgeglichen. Die 
anteilige Zuordnung erfolgt wie nachstehend: 

- CEF-Maßnahme 1 (Bluthänflinge), Gemarkung Venne, 
Flur 2, Flurstück 24/1 tlw.: 19.584 Punkte: Umwandlung 

 
Kein Beschluss erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kein Beschluss erforderlich.  
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- CEF-Maßnahme für den Feldsperling (Aufwertung 
19.584 Biotopwertpunkte)  

- CEF-Maßnahme für den Bluthänfling (Aufwertung 
64.460 Biotopwertpunkte)  

- Ökokonto der Gemeinde Senden (229.896 Bio-
topwertpunkte) 

Dem Verfahren wird zugestimmt. Bis zum Satzungsbe-
schluss ist eine genaue Angabe der zugeordneten Maß-
nahme aus dem Ökokonto der Gemeinde Senden anzu-
geben.  
 
 
 
 
 
Zur Vermeidung des Eintritts der Zugriffsverbote des be-
sonderen Artenschutzes (§ 44 BNatSchG) ist ein arten-
schutzrechtliches Vermeidungskonzept aus verschiede-
nen Maßnahmen vorgesehen: 

- Schaffung von geeigneten Nahrungshabitaten für 
Bluthänflinge im Umfang von mindestens 1 Hektar  

- Schaffung von geeigneten Nahrungshabitaten für 
Feldsperlinge im Umfang von mindestens 1 Hektar  

- Installation von 6 Nistkästen für Feldsperlinge  
- Erhalt von Altbäumen und Baumreihen  
- Schaffung von Fledermausersatzquartieren an 

Bäumen  
- Sicherung zukünftiger Quartierbäume  
- Erhalt lichtarmer Dunkelräume  
- Abbau der Strommasten außerhalb der Brutzeit 

von Feldsperlingen Bauzeitenregelung (Gebäude-
abriss Fledermäuse) zwischen 01.12. bis 28. / 
29.02.  

- Gehölzfällung im Winter (01.(10./)12. bis 28. / 
29.02.)  

- ökologische Baubegleitung „Baumfällung" 
 
Die CEF-Maßnahmen (= continuous eological functiona-
lity-measures) müssen vor Beginn der Erschließungsar-
beiten angelegt und wirksam sein. Die sonstigen arten-

einer 1,5 ha großen Ackerfläche in eine Ackerbrache als 
Nahrungsfläche für Bluthänflinge, die von einem Exten-
sivgrünlandstreifen und einer Strauchhecke arrondiert 
wird 

- CEF-Maßnahme 2 (Feldsperlinge), Gemarkung Sen-
den, Flur 14, Flurstück 56 tlw.: 64.460 Punkte: Anlage 
eines Regenrückhaltebeckens mit Anpflanzung von 
Strauchgruppen und Anlage von Extensivgrünland als 
Nahrungshabitat sowie Installation von Nistkästen für 
Feldsperlinge 

- Ökokonto der Gemeinde Senden: 229.896 Punkte 
Das Kompensationsdefizit von 313.940 Wertpunkten kann 
durch die vorgesehenen Maßnahmen vollständig ausgeglichen 
werden. 
 
Der artenschutzrechtliche Fachbeitrag kommt zu dem Ergeb-
nis, dass bei Berücksichtigung der benannten konfliktmindern-
den Maßnahmen eine Verletzung der Verbotstatbestände des 
§ 44 BNatSchG mit hinreichender Sicherheit auszuschließen 
ist. Die CEF-Maßnahmen werden vor Beginn der Erschlie-
ßungsarbeiten angelegt und damit rechtzeitig wirksam sein. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kein Beschluss erforderlich. 
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schutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahmen sind ent-
sprechend zu beachten und gemäß den Angaben im Um-
weltbericht umzusetzen.  

 
 

14.5 

 
Aus Sicht der Bauaufsicht bestehen hinsichtlich der Auf-
stellung des o.a. Bebauungsplanes keine Bedenken. Es 
wird jedoch Folgendes angeregt: 
 
1) Die Baulinien und die Umgrenzungen der Flächen 

für Nebenanlagen sind nur schwierig erkennbar auf 
den roten Wohnbauflächen. Es wäre sinnvoll den 
Farbton der Wohnbauflächen zu ändern. 

 
2) Bei der Festsetzung C3 Höhe der baulichen Anlagen 

ist nicht eindeutig, ob die Erschließungsseite des 
Gebäudes oder des Grundstücks gemeint ist. Ich 
rate zur Ergänzung „des Gebäudes“. 

 
 
 
3) Bei der Festsetzung für einen möglichen Rück-

sprung von der Baulinie ist fraglich, auf welcher 
Rechtsgrundlage diese festgesetzt wurde. Nach 
§ 23 Abs. 2 S. 3 BauNVO können die Rücksprünge 
im Bebauungsplan nur als Ausnahmen vorgesehen 
werden. Die Festsetzung hier ist jedoch nicht als 
Ausnahme beschrieben. 

 
 
 
 
 
 
4) Bei der Mobilstation ist aufgrund der Festsetzung da-

von auszugehen, dass es sich um ein Gebäude han-
deln dürfte. Es fehlt die Darstellung/ Festsetzung ei-
ner überbaubaren Grundstücksfläche für die Mobil-
station. Zudem lässt die festgesetzte Fläche für „Ver-
kehrsflächen besonderer Zweckbestimmung" 
ebenso nicht auf eine bebaubare Fläche schließen. 

 
 
 
 
 
1) Die Lesbarkeit der unterschiedlichen Rottöne ist je nach 

Drucker / Plotter unterschiedlich. Es wurde versucht, eine 
leicht veränderte Farbwahl zu treffen, um unabhängig da-
von eine verbesserte Lesbarkeit gewährleisten zu können. 
 

2) Die textliche Festsetzung führt aus: „Maßgeblich hierfür ist 
die Erschließungsseite des Baugrundstückes, bei Eck-
grundstücken ist die Erschließungsseite zu bestimmen.“ 
Die Festsetzung bezieht sich damit unzweifelhaft auf das 
Grundstück und nicht das Gebäude. Eine Konkretisierung 
der Festsetzung ist nicht erforderlich.  

 
3) Die Festsetzung zielt auf den in der Stellungnahme zitier-

ten § 23 Abs. 2 Satz 3 sowie Satz 2 BauNVO ab. Die text-
liche Festsetzung (C.4) wird zur Klarstellung der vorhande-
nen Festsetzung wie nachstehend redaktionell ergänzt: „In 
den allgemeinen Wohngebieten WA1 und WA2 ist als Aus-
nahme von § 23 Abs. 2 Satz 2 BauNVO i. V. m. Satz 3 auf 
einer Breite von maximal 1/3 der grundstücksbezogenen 
Baulinie ein Rücksprung des Hauptbaukörpers um maxi-
mal 5,00 m zulässig.“ Somit wird klargestellt, dass sich die 
Festsetzung als Ausnahme gem. § 23 Abs. 2 Satz 2 
BauNVO i. V. m. Satz 3 auf Gebäudeteile bezieht. Es 
wurde eine Anpassung der Begründung vorgenommen. 

 
4) Bauliche Anlagen können auf den Verkehrsflächen zuläs-

sig sein, soweit diese mit der Zweckbestimmung zu verein-
baren sind. Dies ist vorliegend durch die textlichen Fest-
setzungen C 7 und C 10 klargestellt. Art und Maß einer 
solchen Nutzung richten sich, da es sich bei den Verkehrs-
flächen nicht um Bauflächen handelt und somit die Vor-
schriften der BauNVO keine Anwendung finden, nach dem 

 
 
 
 
 
Kein Beschluss erforderlich.  
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt, 
da die Festsetzung bereits ge-
mäß Anregung eindeutig ist. 
 
 
 
 
Der Anregung zur Konkretisie-
rung der textlichen Festsetzung 
bzgl. der Zulässigkeit eines Ge-
bäuderücksprunges von den in 
den allgemeinen Wohngebieten 
WA1 und WA2 festgesetzten 
Baulinien wird gefolgt. 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
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Außerdem befindet sich die Mobilstation in der An-
bauverbotszone (20 m Bereich) zu Bundesstraße 
B 235. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5) Bei den Quartiersflächen handelt es sich laut der Le-

gende um Verkehrsflächen besonderer Zweckbe-
stimmung. Aus der Zweckbestimmung ergibt sich m. 
E. keine Bebaubarkeit. 

 
 
 
 
 
 
 
 
6) Es ist fraglich, ob bei den Flächen für Nebenanlagen, 

Stellplätze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen die 
Flächen immer für alle baulichen Anlagen der Auf-
zählung gelten oder nur für die, die als Abkürzung in 
der Fläche angegeben sind. Es gibt keine Kürzel für 
Garagen, Gemeinschaftsanlage und Nebenanlagen. 

Zweck der jeweiligen Festsetzung. Konkretisierend ist den-
noch das Maß der baulichen Nutzung für die Mobilstation 
in den textlichen Festsetzungen C 7 als Mindest- und Ma-
ximalhöhe festgesetzt. Zudem wurde unter C 10 nachste-
hendes bezüglich des maximal zulässigen Ausmaßes der 
baulichen Anlage festgesetzt: „In der mit [3] gekennzeich-
neten Fläche kann der erforderliche Lärmschutz anstelle 
der Errichtung eines Lärmschutzwalles durch eine bauliche 
Anlage („Mobilstation“, siehe textliche Festsetzung C.7) si-
chergestellt werden“. Insofern ist unzweifelhaft, dass die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Errichtung der 
Mobilstation für den benannten Standort erfüllt sind. Im 
Baugenehmigungsverfahren sind im Rahmen der weiteren 
Konkretisierungen und Projektierung die baurechtlichen 
Voraussetzungen abschließend zu prüfen und herzustel-
len.  
Die Lage der geplanten Mobilstation innerhalb der Anbau-
verbotszone (20 m-Bereich) entlang der B 235 ist Gegen-
stand der Abstimmungen mit dem Landesbetrieb Straßen-
bau Nordrhein-Westfalen gewesen. Bedenken gegen den 
Standort der Mobilstation wurden vom Landesbetrieb nicht 
vorgebracht. 
 

5) Die Quartiersplätze sind als Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung festgesetzt. Gemäß textlichen Festset-
zungen werden darunter öffentliche Parkplätze, Fahrrad- 
und E-Roller-Abstellanlagen sowie Spielbereiche gefasst. 
In der Planbegründung wird diese Zielvorstellung ebenfalls 
dargelegt. Eine Bebaubarkeit ist ausschließlich im Sinne 
von Nebenanlagen mit klarem Bezug zur definierten 
Zweckbestimmung angedacht (Solarcarports und Abstell-
anlagen für Fahrräder, Roller etc.). Die Zulässigkeit einer 
Bebaubarkeit mit (Solar-)Carports oder Fahrradabstellan-
lagen ist aus gemeindlicher Sicht gegeben.  
 

6) Die Bezeichnung „Umgrenzung von Flächen für Nebenan-
lagen, Stellplätze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen“ 
ergibt sich aus Punkt 15.3 der Planzeichenverordnung. Die 
Definition der zulässigen Nutzung in diesen Flächen erfolgt 
konkret über die Zuordnung einer Zweckbestimmung (hier: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kein Beschluss erforderlich.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kein Beschluss erforderlich.  
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Demnach wären auch in der festgesetzten Fläche 
vor den WA7-Bereichen keine Garagen, sondern nur 
Stellplätze und Carports zulässig. Soweit dort Gara-
gen gewünscht bzw. zulässig sein sollen wäre es 
sinnvoll hier eine Abkürzung für Garagen anstatt der 
für Carports anzugeben, da Carports unter Garagen 
fallen jedoch Garagen nicht als Carports. 

 
7) Unter Punkt C9 wird unter Erhalt lichtarmer Dunkel-

räume die Ausführung von u.a. privaten Grund-
stückszuwegungen mit hellen Oberflächenmateria-
lien festgesetzt. Da es sich dabei gleichzeitig um 
eine gestalterische Festsetzung handelt, empfiehlt 
es sich diese unter den gestalterischen Festsetzun-
gen als Hinweise aufzunehmen. 

 

 

 

8) In Festsetzung D zur Dacheindeckung ist eine „Ab-
weichung“ angeben, die nur eine zulässige Alterna-
tive sein soll. Es ist daher sinnvoller, dies anstatt Ab-
weichung wie folgt zu formulieren: Über die vorste-
henden Festsetzungen hinaus sind Dachbegrünun-
gen sowie Anlagen für Solar-/ Photovoltaikmodule 
zulässig. 

 
 
 
 
 
 
9) In E Hinweise zur Gewässerunterhaltung: Im 5,0 m- 

Bereich von Gewässern sind bauliche Anlagen meist 
baurechtlich genehmigungsfrei, jedoch wasserrecht-
lich genehmigungspflichtig oder unzulässig. Zudem 
ist im 5 m-Bereich am Gewässer die Unteren Was-
serbehörde für Genehmigungen zuständig. Hier 
wäre es sinnvoll zu ergänzen, dass solche (bauli-
chen) Anlagen bei der „Unteren Wasserbehörde" 
des Kreises Coesfeld zu genehmigen sind. 

 

„St – Stellplätze“ oder „Cp – Carport“. Damit sind die Fest-
setzungen gemäß Planzeichenverordnung eindeutig und 
Garagen in den Flächen nicht gewünscht. 

 
 
 

 

 
7) Die stichpunktartige Auflistung der Maßnahmen, die zum 

Erhalt lichtarmer Dunkelräume beitragen, werden in Anleh-
nung an die Artenschutzprüfung als Empfehlungen geführt, 
nicht als Festsetzung. In der Artenschutzprüfung werden 
die Einzelmaßnahmen, die zum Erhalt lichtarmer Dunkel-
räume beitragen, lediglich als Hinweise geführt. Eine Fest-
setzungsrelevanz resultiert hieraus nicht, sodass die In-
halte im Bebauungsplan unverändert als Empfehlung ver-
bleiben sollen.  

 
8) Die Anmerkung ist zutreffend. Die Verwendung der Voka-

bel „Abweichung“ ist irreführend und führt im Rahmen einer 
Baugenehmigung dazu, dass diese Abweichung formal be-
antragt werden und von der Bauaufsicht genehmigt wer-
den muss, was nicht beabsichtigt ist, da eine Dacheinde-
ckung mit Solar- / Photovoltaikmodulen oder Dachbegrü-
nungen allgemein zulässig sein sollen. Die Festsetzung 
wurde gemäß Stellungnahme klarstellend korrigiert. „Eine 
Abweichung Abweichend von den vorstehenden Festset-
zungen zur Dacheindeckung ist zugunsten einer Dachbe-
grünung (siehe textliche Festsetzung C.9) sowie die der 
Anlage von Solar- / Photovoltaikmodulen zulässig.“ 

 

9) Die Festsetzung enthält bereits die Feststellung, dass die 
Errichtung der genannten Anlagen innerhalb des Gewäs-
serrandstreifens einer Genehmigung durch den Kreis Co-
esfeld bedarf. Zur Vereinfachung wurde hier der konkrete 
Verweis auf die zuständige „Untere Wasserbehörde“ er-
gänzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Die Empfehlung wird zur Kenntnis 
genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt. Die 
Festsetzung wurde gemäß Stel-
lungnahme klarstellend korrigiert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt. Die 
zuständige Untere Wasserbe-
hörde wurde im Hinweis benannt.  
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14.6 

 
Dem hier zur Prüfung vorgelegten Bebauungsplanent-
wurf wird aus brandschutztechnischer Sicht zugestimmt, 
wenn die hiermit vorgeschlagenen Hinweise der Brand-
schutzdienststelle berücksichtigt werden:  
Entstehen Aufenthaltsräume in Gebäuden, deren obers-
ter Fußboden mehr als 7,00 m über der Geländeoberflä-
che liegt so ist für diese Aufenthaltsräume ein zweiter 
baulicher Rettungsweg zu schaffen. Soll als 2. Rettungs-
weg das Hubrettungsgerät der Feuerwehr Senden einge-
setzt werden, so sind entsprechende Zufahrten, Aufstell- 
und Bewegungsflächen gemäß Nr. 5 VVBauO NRW er-
forderlich. 
Die Versorgung mit Löschwasser zur Deckung des 
Grundschutzes hier 96 m³ pro Stunde für 2 Stunden gern. 
Merkblatt DVGW W 405 hat durch den zuständigen Kon-
zessionsinhaber zu erfolgen. In dem Zusammenhang 
möchten wir darauf hinweisen, dass die Installation der 
Hydranten so zu erfolgen hat, dass gern. Merkblatt des 
DFV; DVGW und AGBF „Löschwasserversorgung aus 
Hydranten in öffentlichen Verkehrsflächen“ Hydranten so 
anzuordnen sind, dass sie max. 75 m Lauflinie von den 
Zugängen zu den einzelnen Grundstücken aus zu errei-
chen sind. Weiterhin müssen Hydranten so im Straßen-
querschnitt installiert werden, dass die Wasserentnahme 
leicht möglich ist. Eine Installation in ausgewiesenen 
Parkflächen ist nicht zulässig. 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die bauord-
nungsrechtliche Beachtung brandschutztechnischer Bestim-
mungen obliegt der späteren Bauherrschaft. 
 
Die erforderliche Löschwassermenge von 96 m³/h für die 
Dauer von zwei Stunden steht nach Auskunft des Versor-
gungsunternehmens über das Trinkwassernetz zur Verfügung. 
Bei der Verortung von Hydranten werden die relevanten Richt-
linien beachtet.  

 
Kein Beschluss erforderlich.  

 
15 

 
Landesbetrieb Straßenbau 
Nordrhein-Westfalen  
(Straßen.NRW) 
 
14.01.2021 

 
15.1 

 
Durch den Bebauungsplan Huxburg soll die planungs-
rechtliche Voraussetzung für die Ausweisung einer 
neuen ca. 20 ha großen Siedlungsfläche auf dem Gebiet 
der Gemeinde Senden geschaffen werden. Das von 
Ihnen ausgewiesene Wohnbaugebiet liegt östlich der 
Bundesstraße 235, Streckenabschnitt 48,2. Im Norden 
grenzt das Siedlungsgebiet an den lichtsignalisierten 
Knotenpunkt „B 235 / L 844 / Huxburgweg“ an. Südlich 
der geplanten Siedlungsflächen folgt im weiteren Stre-
ckenverlauf der Bundesstraße der Kreisverkehr „B 235 / 
Münsterstr. / Langeland“.  
Gemäß der Begründung zum Bebauungsplan Huxburg 
ist die verkehrliche Erschließung der Siedlungsflächen 
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über die vorgenannten bestehenden Knotenpunkte so-
wie hauptsächlich über eine neue Anbindung an die Bun-
desstraße vorgesehen.  
In diesem Zusammenhang wurde durch die Ingenieurge-
sellschaft BBW mbH in einem Verkehrsgutachten das 
Verkehrsaufkommen aus dem geplanten Wohngebiet 
prognostiziert und die Verkehrsqualitätsstufe gemäß 
dem Handbuch für die Bemessung von Straßenverkehrs-
anlagen (HBS) sowie mittels einer mikroskopischen Ver-
kehrsflusssimulation an den betroffenen Knotenpunkten 
ermittelt. Gemäß dem Verkehrsgutachten lässt die ge-
plante Erweiterung des Wohngebietes sowie die verkehr-
liche Gesamtsituation im Bestandsnetz deutlichen Hand-
lungsbedarf hinsichtlich der Ertüchtigung des klassifizier-
ten Straßennetzes erkennen.  
Auf der Grundlage dieser Erkenntnisse wurde gemein-
sam mit der Ingenieurgesellschaft BBW mbH von der Ge-
meinde Senden und Straßen.NRW in konstruktiver 
Weise ein Erschließungskonzept aufgestellt, dass eine 
leistungsfähige und verkehrssichere Abwicklung der zu-
künftigen Verkehre im klassifizierten Straßennetz ermög-
licht.   
Somit stellt die oben skizzierte Verkehrsplanung (Planfall 
5) grundsätzlich perspektivisch eine Gesamtlösung dar, 
mit der das Verkehrsaufkommen an den Knotenpunkten 
im klassifizierten Straßennetz zukünftig leistungsfähig 
und verkehrssicher abgewickelt werden kann.  
Die Anbauverbotszone gemäß Fernstraßengesetz, ein 
Bereich ohne Ein- und Ausfahrt sowie die erforderlichen 
Sichtfelder sind im Bebauungsplan festgesetzt. Aus 
Gründen des Immissionsschutzes soll der aktive Lärm-
schutz gemäß der Variante 3 aus dem Immissionsschutz 
- Gutachten Uppenkamp & Partner umgesetzt werden.  
Vor diesem Hintergrund bestehen gegen die vorgelegte 
Bauleitplanung aus Sicht der Regionalniederlassung 
Münsterland keine grundsätzlichen Bedenken, sofern die 
nachfolgenden Punkte von der Gemeinde Senden bei 
der weiteren Bauleitplanung berücksichtigt werden: 
 
1. Die von der Ingenieurgesellschaft BBW mbH aufge-

stellte Vorplanung wurde in einem Sicherheitsaudit 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Die dem Bebauungsplan zugrunde gelegte Tiefbaupla-

nung der Ingenieurgesellschaft BBW wurde fortlaufend mit 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Kein Beschluss erforderlich. 
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überprüft. Die Erkenntnisse aus dem Sicherheitsau-
dit sind bei der Fortschreibung der Verkehrsplanung 
zu berücksichtigen. Gleichzeitig sind die für den Aus-
bau notwendigen Verkehrsflächen im Rahmen der 
Bauleitplanung sicherzustellen und im Bebauungs-
plan anzupassen. Die überarbeitete Verkehrspla-
nung ist mit Straßen.NRW im weiteren Bauleitver-
fahren einvernehmlich abzustimmen. 
 

2. Bei der Baumaßnahme handelt es sich um eine ein-
seitige Veranlassung aufgrund des Änderungsver-
langens der Gemeinde Senden zur ordnungsgemä-
ßen Erschließung des Bebauungsplangebietes. Alle 
anfallenden Kosten sind nach dem Veranlasserprin-
zip gemäß dem Bundesfernstraßengesetz (FStrG) 
von der Gemeinde Senden zu tragen. Straßen.NRW 
beteiligt sich an den Kosten der Kreuzungsmaß-
nahme B 235 / L 844 / Huxburg gemäß erfolgter Ab-
sprache. 

 
3. Die Mehrkosten für die Unterhaltung der neuen An-

bindung inklusive der Lichtsignalanlage sind Straßen 
NRW gemäß dem FStrG durch die Gemeinde Sen-
den zu erstatten. Der kapitalisierte Ablösebetrag für 
die Mehrunterhaltung ist nach der Ablösungsbeträge 
- Berechnungsverordnung – ABBV durch die Ge-
meinde zu ermitteln. 

 
4. Zur Regelung der rechtlichen, technischen und fi-

nanziellen Einzelheiten der Baumaßnahme ist vor 
Abschluss der Bauleitplanung eine Vereinbarung 
zwischen der Gemeinde Senden und Straßen. NRW 
auf der Grundlage einer abgestimmten Verkehrspla-
nung abzuschließen. 

 
5. Aufgrund der im Bebauungsplan aufgezeigten Lärm-

immissionen, wird von hier vorsorglich darauf hinge-
wiesen, dass eventuelle Ansprüche auf aktiven oder 
passiven Lärmschutz gegenüber dem Straßenbau-
lastträger der Bundes- und Landesstraße nicht gel-
tend gemacht werden können, da die Aufstellung 

dem Landesbetrieb abgestimmt. Die geplante Umbaumaß-
nahmen an der B 235 zur Erschließung des Plangebietes 
werden innerhalb der festgesetzten Verkehrsflächen um-
gesetzt. 

 
 
 
 
 
2. Die Gemeinde Senden wird die Kosten zum Umbau der 

B 235 gemäß erfolgter Absprache tragen. Dabei beteiligt 
sich der Landesbetrieb an den Kosten für den Umbau der 
Kreuzung B 235 / L 844 / Huxburg. 
 
 
 
 
 

 

 
3. Die beim Landesbetrieb anfallenden Mehrkosten für die 

Unterhaltung der neuen Anbindung einschließlich der 
Lichtsignalanlage werden durch die Gemeinde Senden er-
stattet. 
 
 
 
 

4. Keine Abwägung erforderlich.  
 

 
 
 
 
 

5. Keine Abwägung erforderlich.  
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

2. Kein Beschluss erforderlich. 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 

3. Kein Beschluss erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 

4. Kein Beschluss erforderlich. 
 
 
 
 
 
 

5.  Kein Beschluss erforderlich.  
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des Bebauungsplanes in Kenntnis der Bundes- und 
Landesstraße durchgeführt wird. 

 

Weitere Anregungen werden von Straßen.NRW im Rah-
men der Beteiligung der Behörden gemäß § 4 (2) BauGB 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht vorgetragen. Bei 
dem weiteren Verfahrensablauf bitte ich mich zu gege-
bener Zeit erneut zu beteiligen. 

 
 
 
Die weitere Beteiligung des Landesbetriebes am Planungspro-
zess bzgl. des Umbaus der B 235 wird außerhalb des nach 
dem Satzungsbeschluss abgeschlossenen Bauleitplanverfah-
rens erfolgen. 

 
 
 
Kein Beschluss erforderlich.  

 
16 

 
Deutsche Telekom Technik 
GmbH 
 
15.01.2021 

 
16.1 

 
Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom 
genannt) - als Netzeigentümerin und Nutzungsberech-
tigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom 
Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle 
Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen 
sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und 
dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen ab-
zugeben.  
Zur o. a. Planung nehmen wir wie folgt Stellung:  
Im Planbereich befinden sich noch keine Telekommuni-
kationslinien der Telekom.  
Die Telekom orientiert sich beim Ausbau ihrer Festnet-
zinfrastruktur unter anderem an den technischen Ent-
wicklungen und Erfordernissen. Insgesamt werden In-
vestitionen nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten ge-
plant. Der Ausbau der Deutschen Telekom erfolgt nur 
dann, wenn dies aus wirtschaftlicher Sicht sinnvoll er-
scheint. Dies bedeutet aber auch, dass die Deutsche Te-
lekom da, wo bereits eine Infrastruktur eines alternativen 
Anbieters besteht oder geplant ist, nicht automatisch eine 
zusätzliche, eigene Infrastruktur errichtet.  
Für eine gegebenenfalls zukünftige Erweiterung des Te-
lekommunikationsnetzes sind in allen Verkehrswegen 
geeignete und ausreichende Trassen für die Unterbrin-
gung der Tk-Linien der Telekom vorzusehen.  
Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikations-
netzes sowie die Koordinierung mit dem Straßenbau und 
den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es 
notwendig, dass Beginn und Ablauf von Maßnahmen im 
Plangebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH unter 
der Absender-Adresse so früh wie möglich, mindestens 
3 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden.  

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Hinweise 
sind inhaltlich für die Bauausführung relevant und werden der 
Vorhabenträgerin zur Kenntnis gebracht, Festsetzungen oder 
Hinweise auf Ebene der Bauleitplanung sind nicht erforderlich. 
 

 
Kein Beschluss erforderlich.  
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Bitte teilen Sie uns zum Zweck der Koordinierung mit, 
welche eigenen oder Ihnen bekannten Maßnahmen Drit-
ter im Bereich des Plangebietes stattfinden werden. 

 
17 

 
Handwerkskammer Münster 
 
13.01.2021 
 

 
17.1 

 
Im Rahmen unserer Beteiligung an der Aufstellung sowie 
öffentlichen Auslegung des o. g. Planentwurfs tragen wir 
gemäß §§ 4 (2) und 3 (2) BauGB keine Anregungen vor. 

 
Keine Abwägung erforderlich.  

 
Kein Beschluss erforderlich. 

Kommunen 

 
18 

 
Gemeinde Nottuln 
 
08.12.2020 

 
18.1 

 
Wir bedanken uns für die Zusendung des Anschreibens. 
Gemäß § 4 Abs. 2 BauGB nehmen wir als Gemeinde 
Nottuln zur Aufstellung des Bebauungsplans „Huxburg" 
Stellung. Es ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht davon aus-
zugehen, dass eigene planerische Belange durch das 
Aufstellungsverfahren berührt werden. Zu der bestehen-
den Planung und dem Vorhaben gibt es somit derweil 
keine weiteren Einwände. 

 
Keine Abwägung erforderlich.  

 
Kein Beschluss erforderlich. 

 
19 

 
Stadt Dülmen 
 
10.12.2020 

 
19.1 

 
Seitens der Stadt Dülmen werden keine Anregungen zu 
Ihrem o.g. Bauleitplan vorgetragen.  
Ich danke Ihnen für die Abstimmung. 

 
Keine Abwägung erforderlich.  

 
Kein Beschluss erforderlich. 

 
20 

 
Gemeinde Havixbeck 
 
15.12.2020 

 
20.1 

 
Vielen Dank für Ihr Schreiben vom 30.11.2020 mit der 
Beteiligung der Öffentlichkeit, Behörden und Träger öf-
fentlicher Belange gern. Der §§ 3 und 4 Abs. 2 BauGB 
und Beteiligung der Nachbargemeinden gern. § 2 Abs. 2 
BauGB.  
Nach Prüfung der Unterlagen werden seitens der Ge-
meinde Havixbeck hierzu keine Anregungen oder Beden-
ken vorgebracht. 

 
Keine Abwägung erforderlich.  

 
Kein Beschluss erforderlich. 

 
21 

 
Gemeinde Nordkirchen 
 
15.12.2020 

 
21.1 

 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Huxburg" be-
absichtigen Sie die Ausweisung weiterer Wohnbauflä-
chen im Ortsteil Senden.  
Gegen die vorgelegte Bauleitplanung erhebt die Ge-
meinde Nordkirchen weder Bedenken noch Anregungen.  
Wir wünschen bei dem Bauleitplanverfahren weiterhin 
viel Erfolg. 
 
 

 
Keine Abwägung erforderlich.  

 
Kein Beschluss erforderlich. 
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22 

 
Stadt Münster 
 
05.01.2021 

 
22.1 

 
Vielen Dank für Ihr Schreiben vom 30.11.2020 zu dem 
o. g. Bauleitplanverfahren und die damit verbundene ge-
meindliche Abstimmung nach § 2 Abs. 2 BauGB.  
Zu dem vorliegenden Entwurf des Bebauungsplans 
„Huxburg" der Gemeinde Senden werden keine Anre-
gungen vorgetragen. 

 
Keine Abwägung erforderlich.  

 
Kein Beschluss erforderlich. 

 
23 

 
Gemeinde Ascheberg 
 
12.01.2021 

 
23.1 

 
Seitens der Gemeinde Ascheberg werden zu den vorge-
nannten Planungen zur Ausweisung weiterer Wohnbau-
flächen in der Gemeinde Senden sowie zum erforderli-
chen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
keine Anregungen oder Bedenken vorgetragen.  
Für die umfangreichen Informationen zu den Verfahren 
bedanke ich mich. 

 
Keine Abwägung erforderlich.  

 
Kein Beschluss erforderlich. 

 
 
Bearbeitet im Auftrag der Gemeinde Senden 
 
In Zusammenarbeit mit dem Fachbereich IV Planen, Bauen und Umwelt - Sachgebiet Bauverwaltung 
sowie für die Erarbeitung der Abwägungsvorschläge der Stellungnahme Ö2 
mit Uppenkamp & Partner, Hauptsitz Ahaus, Kapellenweg 8, 48683 Ahaus 
 
 
Drees & Huesmann Stadtplaner PartGmbB 
Vennhofallee 97, 33689 Bielefeld 
Tel. 05205-72980; Fax -729822 
E-Mail: info@dhp-sennestadt.de 


